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Sehr geehrte Damen und Herren,

nach Veröffentlichung der Unterlagen gem. § 9 Abs. 3 NABEG mache ich von meinem Äußerungsrecht gem. § 9 Abs.6 NABEG fristgemäß wie folgt Gebrauch.

Das Bundesfachplanungsverfahren ist einzustellen, denn das Verfahren entspricht nicht den Vorgaben des Gesetzgebers, vor allem da es:

· Nicht länderübergreifend ist

· Keine notwendige Off-Shore-Anbindung leistet: temporär und die nicht alternativ zu leisten wäre

· Gegen den Gleichheitsgrundsatz verstößt

· Gegen den Vorsorgegrundsatzverstößt

· Gegen den Schutz menschlicher Gesundheit verstößt

· Gegen den Schutz privaten Eigentums verstößt

· Keine sichere Versorgung mit Stromzwischen Norden und Süden gewährleistet

· Nicht kostengünstig ist

· Besonders schützenswerte Einrichtungen wurden nicht erhoben, wie etwa: Krankenhäuser, Kindergärten, Schulen oder archäologische Stätten was einem Verstoß gegen UVPG entspricht

· Verstöße gegen das Raumordnungsgesetz

Aus Gründen, die später darstellen werde ist nicht das NABEG anzuwenden, sondern das ENWG mit Planfeststellungsverfahren, womit auch die AAHUS-Konvention eingehalten werden kann.

Die Unterlage zu Ultranet durch Amprion kann und darf nicht zur Festlegungen eines Trassenkorridors führen und dem ein Planfeststellungsverfahren folgt, dass nicht mehr ergebnisoffen fungieren kann, da durch die Festlegung auf die Trasse keine rational besseren Alternativen mehr realisiert werden können.
Unterschift
In eigener Sache

Ich habe mein Grundstück xxx mit einem Haus bebaut. Zu diesem Zeitpunkt ging ich davon aus, dass Zum Zeitpunkt meiner Entscheidungen für den Kauf und die Bebauung meines Grundstücks in xxx gab es keine Anhaltspunkte, dass es über die bestehende Belastung (220 kV) hinaus zu Belastungen führen wird, die dem derzeitigen Ausbau von Ultranet entsprechen. 
Ich bin nicht gewillt Schädigungen und Beeinträchtigungen hinzunehmen, die über den Ausbau zum Ultranet entstehen können oder werden. Eine rechtswidrige „Bestandsleitung“ ist nicht geeignet meine Belange zu überwinden. 
Einwand nicht nur in eigener Sache

Es gibt sehr viele Menschen, die nicht in der Lage sind, Einwände gegen den Korridor und den Ausbau der geplanten Ultranetleitung einzureichen. Insbesondere Kinder, Senioren, geschwächte Menschen und auch Menschen, die mit der Verarbeitung vergleichbar komplexer Informationen nicht vertraut sind (diverse Gesetze, Physik, Medizin, Biologie, Wirtschaft, Verständnis und Formulieren von Texten, Mathematik Die Einsichtnahmen sind nur zu bestimmten Behördenzeiten bei den  Kreisverwaltungen bzw. nach vorheriger  Terminabsprache möglich. ). Auch für mich war der Aufwand für diesen Einwand nur begrenzt machbar, weil die Vorlage zu umfangreich, zu unverständlich verfasst und zu komplex ist. Einwände zu der Unterlage zum Ultranet mussten innerhalb von 8 Wochen eingereicht werden. Das ist eine unnagemessen kurze Zeit, um 17 Ordner mit ca. 3.000 Seiten zu verstehen, zu verarbeiten und zu beantworten. Menschen, die in der unmittelbaren Nähe von Ultranet arbeiten oder leben (innerhalb von 400 m) werden den gesundheitlichen Risiken, die entstehen in gleicher Weise ausgesetzt wie ich und meine Lieben. Meine Einwände erhebe ich auch an ihrer statt und weise darauf hin, dass sie etwaige Schadensersatzansprüche über meine Einwände werden geltend machen können.
Der Umweltbericht erfüllt nicht seine Dokumentations-, entscheidungsvorbereitende, Informations- und Transparenzfunktion. Die Mängel des Umweltberichts führen dazu, dass sie behoben werden müssen und er neu ausgelegt werden muss, um der Bevölkerung angemessene Möglichkeiten zu Einwendungen zu geben.

Gesundheitliche Auswirkungen

Investition muss verantwortlich sein. Die Wahrscheinlichkeit für eine Schädigung der Gesundheit führt zu der Pflicht von Amprion jede mögliche Auswirkung sorgfältig in den Umweltbericht aufzunehmen und in seiner Bedeutung adäquat zu würdigen. Dabei sind nicht nur „allgemeine Prüfmethoden“ anzuwenden, sondern alle aktuellen Prüfmethoden. Alle zugänglichen Erkenntnisquellen sind dabei einzubeziehen. Die Auswirkungen einer Hybridleitungen im Starkstrombetrieb auf die menschliche Gesundheit gelten als nicht ausreichend bekannt und erforscht, weshalb es als nicht nachgewiesen gilt, dass sie keine gesundheitsschädigende Wirkungen haben. Weder bestehen weltweit vergleichbare Projekte noch hätten Versuche an Menschen über die gesundheitlichen Auswirkungen durchgeführt werden können.  Amprion betont wiederholt, dass es keine wissenschaftlichen Belege für die Gefährdung der menschlichen Gesundheit durch die Hybridleitung vorlägen. Umgekehrt liegen ebenfalls keine wissenschaftlichen Belege für die Unbedenklichkeit vor. Damit zieht sich Amprion auf eine Argumentation zurück, die darauf beruht, dass Versuche am Menschen zu potentiell gefährdenden Substanzen und Strahlungen aus ethischen Gründen grundsätzlich nicht erlaubt sind. Darauf gründet meine Annahme (und die vieler Gegner der Leitung), die Menschen in der Nähe der Leitungen sollten wider Willen über die Realisierung der Hybridleitung zu „Versuchskaninchen“ für die Auswirkungen einer unerprobten Technologie gemacht werden. Auch Amprion betont immer wieder, dass es sich bei dem Vorhaben um ein Pilotprojekt handele, was einen Hinweis auf eine hohes und nicht kalkulierbares Maß der Auswirkungen dieser Technologie gibt.

Der Ist-Zustand hinsichtlich des Schutzgutes Mensch wurde durch Amprion unzureichend ermittelt. Es gibt evidente Belege dafür, dass sowohl Gleich- als auch Wechselstrom in Hochspannungsbereichen negative Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit haben. Diese Belege stammen aus der Epidemiologie und aus der Biologie (Nerven- und Zellforschung sowie Tierversuche). Es liegen valide Erkenntnisse vor, dass durch Starkstrom die Gesundheit von Mensch und Tier gefährdet wird. 

Die Risikoeinschätzung auf die menschliche Gesundheit durch Amprion ist mangelhaft. Das Schutzgut Gesundheit wird durch das Vorhaben gefährdet. Darüber hinaus wird der Gleichheitsgrundsatz verletzt, denn zu experimentellen Objekten werden nur die Menschen, die zufällig an der „Bestandsleitung“ leben bzw. Immobilien besitzen. 
Der angestrebte zügige Ausbau von Ultranet steht im Widerspruch u.a. zu § 2 UVPG: Mit dem „Schutzgut Mensch“ sind keine zügigen Erfahrungen zu machen, es ist zu schützen.
Elektromagnetische Strahlung

Ich befürchte negative Auswirkungen auf die Gesundheit durch elektromagnetische Strahlung. 
Elektromagnetische Strahlung hat negative Auswirkungen (z.B. auf die Entwicklung von Tumoren und Leukämie, hormonelle Störungen, Herz-Kreislaufstörungen oder die Störung von elektronischen Implantaten z.B. aktive Implantate wie Herzschrittmacher, Defibrillatoren, Hörgeräte oder Insulinimplantate oder passive Implantate wie Schienen, Nägel oder Herzklappen) (siehe u.a. Uniklinik Aachen, Gollnik, Frank Elektromagnetische Felder –Gesundheitsaspekte bei HGÜ, 2015).

Bereits jetzt überschreitet die elektromagnetische Strahlung an manchen Orten unter den Leitungen die gesetzlichen Grenzwerte um ein Vielfaches, obwohl nicht alle Leiterseile im Betrieb sind (siehe auch Messwerte von EMF –Institut in Hofheim 2018).Über die Inbetriebnahme aller 380kV-Wechselstrom-Leitungen werden sich die Werte für elektromagnetische Strahlung noch deutlich erhöhen. Hinzu werden erhebliche zusätzliche Strahlungsbelastungen durch den zusätzlichen Gleichstrombetrieb kommen.

Vertreter der Gleichstrom-Lobby betonen,  dass die durch Gleichstrom entstehenden Magnetfelder natürlich und deshalb unbedenklich seien, würden sie doch auch durch die Erde verursacht. Dieses Argument ist unhaltbar. Das wäre dann z.B. bei Radioaktivität oder ultravioletter Strahlung analog der Fall. Ist es aber nicht, denn es geht bei der Gefährdung von menschlicher Gesundheit nicht nur um die Art der Strahlung, sondern auch um die Menge und die Zeit, die der Mensch einer Strahlung ausgesetzt ist.  Der Grenzwert für das elektromagnetische Feld von 500µT für die Gleichstromanlage liegt weit über dem Wert der Erde in Mitteleuropa (48µT). Demnach ist der menschliche Organismus zwar an die Form elektromagnetischer Strahlung evolutionär gewöhnt, nicht aber an die Menge, die durch Ultranet verursacht werden wird.
Es bestehen Erkenntnisse zu Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit durch 50 Hz Magnetfelder. Risiken müssen positiv ausgeschlossen werden können, um Menschen im Umfeld der HGÜ-Leitungen vor folgenden Gefahren zu schützen: u.a. 1. Leukämie bei Kindern (epidemiologischen Studien belegen konsistente Hinweise für ein mehrfach erhöhtes Risiko bei dauerhafter Exposition, und 2. Neurodegenerative Erkrankungen wie Alzheimer und ALS (bei beruflich stark exponierten Personen nachweislich signifikant erhöht). Da triftige Verdachtsmomente der Gesundheitsgefährdung durch Starkstromanlagen bestehen, sieht die WHO zusätzlichen dringenden Forschungsbedarf hinsichtlich 

· Hirn-Tumoren

· Leukämie bei Kindern und Jugendlichen 

· Krebs 

· Wirkung auf Verhalten und Entwicklung

„Es gebe eine Fülle von Untersuchungen, die auf Risiken und Gefahren hinweisen würden, deren „Kausalität lediglich im wissenschaftlichen Sinne nicht hinreichend erklärbar“ sei. „Der Mensch ist ein bioelektrisches Wesen“, sagt Kühling. Elektromagnetische Strahlung beeinflusse Hirnströme, zelluläre Prozesse und die Immunabwehr. (Aus: Berliner Morgenpost, 06.04.2016, Gianna Schlosser)

„Wenn aber die These vom schädlichen Elektrosmog stimmen sollte, würden schon wesentlich geringere Strahlungsmengen, die längst nicht zur spürbaren Erwärmung einzelner Körperteile führen, ein Gefahrenpotenzial darstellen. Die Datenlage jedoch ist dürftig. Als zuverlässig gilt eine recht aktuelle Erkenntnis aus dem Tierversuch: Handystrahlung kann demnach zwar nicht die Entstehung eines Hirntumors, aber das Wachstum eines bereits bestehenden Tumors fördern. Das zumindest ergab ein Experiment des Biologen Prof. Alexander Lerchl von der Jacobs University Bremen, der sich zuvor stets als Gegner derartiger Zusammenhänge positioniert hatte. Ebenfalls anerkannt ist eine epidemiologische Studie, die ein erhöhtes Leukämierisiko bei Kindern, welche in unmittelbarer Nähe von Hochspannungsleitungen leben, nahelegt – allerdings mit einer nur sehr geringen Fallzahl.“ Berliner Morgenpost, 06.04.2016, Gianna Schlosser)
Elektromagnetische Strahlungen durch Wechselstrom können durch bauliche Maßnahmen (etwa Metalldächer oder Tapeten mit Metallfasern)abgeschirmt werden. Das ist bei magnetischer Strahlung durch Gleichstrom nicht der Fall. Seine Felder durchdringen alle Materialien. So kann ich mich und meine Familie kaum durch kostenträchtige Baumaßnahmen vor elektromagnetischer Strahlung durch Gleichstrom schützen.

Über Wechselwirkungen starker magnetischer Strahlungen von Hybridleitungen liegen keinerlei Erkenntnisse vor. Weltweit handelt es sich hierbei um ein Pilotprojekt mit uneinschätzbaren Risiken. Es kann davon ausgegangen werden, dass sich die unterschiedlichen Wirkungen durch Gleich- und Wechselstromfelder summieren werden. Zudem ist nicht bekannt, ob es zu neuen Effekten kommen wird. In Dittmarschen wurde eine Hybridleitung experimentell betrieben. Dabei kam es zu weltweit erstmaligen Ergebnissen, die allerdings nicht veröffentlicht wurden. Sollten diese Ergebnisse zu einer Entkräftung diverser Befürchtungen beitragen, müssen und können sie veröffentlicht werden. 

Ionisierte Teilchen - Elektrosmog

Ich befürchte negative Auswirkungen durch die HGÜ-Leitung auf die Gesundheit durch ionisierte Teilchen.
„… werden… Atome oder Moleküle ionisiert, das heißt Elektronen werden aus der Hülle von Atomen beziehungsweise Molekülen "herausgeschlagen". Das zurückbleibende Atom oder Molekül ist dann ….. elektrisch positiv geladen. … Elektrisch geladene Teilchen nennt man Ionen. Wenn ionisierende Strahlung auf lebende Zellen oder Organismen trifft, kann sie durch diese Ionisationsvorgänge oder durch andere Veränderungen an Molekülen mehr oder weniger schwere Schäden in den Zellen und Organismen hervorrufen“. (Bundesamt für Strahlenschutz)

Es ist wissenschaftlich bekannt und belegt, dass es durch Gleichstrom im Hochspannungsbereich zu einer deutlich erhöhten Zahl ionisierter Teilchen kommen wird. Die Zahl dieser Teilchen auf den Kubikmeter Luft wird wesentlich von der Zahl der Mikroschmutzpartikel in der Luft und der Wetterlage abhängen. Diesen Aspekten wurde durch die Amprion nicht genug Aufmerksamkeit gewidmet. In Hofheim-Wildsachsen besteht nachweislich eine sehr hohe Dichte an Mikroschmutzpartikeln in der Luft. Deshalb wird die Konzentration der durch die Leitung ionisierten Teilchen sehr hoch und in Folge dessen die Gesundheitsgefährdung der Menschen deutlich erhöht sein. Dies wird nicht nur die Menschen betreffen, die sich in der unmittelbaren Nähe der Leitungen befinden, auch andere werden betroffen sein, da  die Moleküle stark verdriften (Uniklinik Achen, Gollnik, Frank: Elektromagnetische Felder- Gesundheitsaspekte, 2015). Insofern ist die Darstellung von Amprion „Die Möglichkeit einer gesundheitlichen Belastung durch Ionen und Aerosole sind gemäß aktuellem Stand von Wissenschaft und Forschung hypothetischer Natur“ (S.5-47) irreführend, da sie zwar auf wissenschaftliche Hypothesen hinweist, die Ergebnisse der Prüfung dieser Hypothesen aber in ihrem Sinne unterschlägt. Verschiedene Ergebnisse belegen, dass es ein Zusammenhang von Gesundheitsschädigung durch Ionen und Gleichstrom besteht.

Lärm

Ich befürchte negative Auswirkungen auf die Gesundheit und Erholung durch Lärm der HGÜ-Leitung.

Schon allein 50 Dezibel Dauerbeschallung können zu einer Belastung von Organismus und Psyche führen. Die Lärmemission durch die HGÜ-Leitung wird Tag und Nacht und vor allem bei gutem Wetter, wenn wir Erholung im Garten suchen, am höchsten sein. 

 „Werden die Richtwerte eingehalten, ist der Schutz vor schädlichen Umwelteinflüssen sicher gestellt. Eine Überschreitung bedeutet jedoch nicht zwingend, dass schädliche Umwelteinwirkungen vorliegen“ (S. 3-41).

Hier wird in keiner Weise angekündigt, dass Amprion die Absicht hegt, die Richt- und Grenzwerte zu Lärm einzuhalten. Amprion kann nicht eigenständig die Richtwerte der TA-Lärm für ihre eigenen Zwecke erhöhen. Ihrer verallgemeinernden Aussage folgt die Relativierung gesundheitsschädlicher Wirkung durch Lärm. Nicht sichert ist der Betrieb der Leitungen, wenn die Grenzwerte für täglichen und nächtlichen Lärm überschritten werden. Das hat Amprion für Wildsachsen bereits angekündigt. Bisher wurde nicht erläutert, was dann geschehen wird, wie z.B. Abschalten der Leitungen oder eine Schadensersatzzahlungen an die direkt durch Lärm geschädigten Haushalte.

Noch weniger haltbar sind die Ausführungen von Amprion im Anhang A.1.3.3 zur Richtwertanpassung in Wildsachsen:

1. Im B-Plan Nr.135 ist ausdrücklich festgelegt, dass in diesem Allgemeinen Wohngebiet Gewerbebetriebe nur ausnahmsweise genehmigt werden können, wenn von ihnen kein Lärm zu erwarten ist.

2. Das Junghainzeheckengebiet wurde und wird nicht gewerblich genutzt, womit ein nächtlicher Richtwert von 50 dB(A) nachts nicht ansetzbar ist.

3. Der Waldcharakter des Gebiets muss erhalten werden.

4. Es gibt keine an das Gebiet angrenzende gewerbliche, industrielle oder vergleichbare Nutzungen.

5. Die „bestehenden“ 380kV Leitungen waren nachweislich nicht vor der bewohnten oder zur Erholung dienenden Bebauung vorhanden.

6. Es ging keine dauerhafte Beschallung durch die bestehende Leitung aus, sondern nur bei nassen Wetterlagen, das heißt, dass eine  Beschallung durch die Leitung im Garten und bei geöffneten Fenstern bei gutem Wetter nicht vorhanden war. Insofern haben sich die Anrainer einer Dauerbeschallung nicht jahrzehntelang freiwillig ausgesetzt.

7. Gegenstand des laufenden Normenkontrollverfahrens gegen den B-Plan Nr.135 sind unzumutbare Lärmsteigerungen durch den B-Plan Nr.135.

8. Weiterer Gegenstand des laufenden Normenkontrollverfahrens gegen den B-Plan Nr.135 ist die  Festsetzung als  Allgemeines Wohngebiet. Hier wird max. ein Reines Wohngebiet oder der Erhalt eines Wochenendgebiets verhandelt, was mit der Historie des Gebiets begründet wird. Solange die Ergebnisse des Normenkontrollverfahrens ausstehen, kann die Absenkung der Schutzwürdigkeit im Gebiet nicht zur Anwendung finden.

9. Die privaten Belange Erholung und Schutz der Gesundheit wurden in der Richtwertanpassung nicht ausreichend und hinlänglich gewürdigt.
Es muss eine Prognose und Erfassung des Gesamtlärms durch die Wechsel- und Gleichstromleitungen geben.

Des Weiteren führt Amprion aus, ihre Leitung mit der entsprechenden Schallimmission könne erstellt werden, weil bereits eine Bahnstromleitung parallel verlaufe (S. 4-3). Dabei wurde von Amprion nicht berücksichtigt, dass der DB-Leitung die notwendige öffentlich-rechtliche Absicherung fehlt (siehe auch meine anderen Ausführungen zu dieser Thematik in anderen Abschnitten meiner Einwendung). Solange das eröffnete Planfeststellungsverfahren zu den Leitungen der DB nicht abgeschlossen ist, kann dieser Aspekt nicht angeführt werden.

Die Richtwertanpassung ist für Wildsachsen falsch. Sie kann erst vorgenommen werden, wenn das laufende Normenkontrollverfahren gegen den B-Plan Nr.135 und wenn die Planfeststellung der DB-Leitung abgeschlossen sind.
Auch dickere und damit schwerere Leiterseile können keine Lösung darstellen, denn diese führen zu der Notwendigkeit tragfähigere Masten mit den entsprechenden Fundamenten zu bauen, was wiederum zu einem von Amprion nicht dargestellten Neubau vieler Masten führen wird.

Radioaktivität

Mit Gleichstrom beaufschlagte Drähte ziehen elektrisch geladene radioaktive Stoffe stark an. Das ist allgemein bekannt. An den Drähten der HGÜ-Leitung werden sich diese Teilchen ansammeln. Amprion hat nicht nachweisen können, um welchen Faktor sich etwa die Radonkonzentration, aber auch die Konzentration anderer radioaktiver Teilchen (z.B. Kalium-40 aus Kunstdünger) an den Drähten erhöhen wird. Auch wird sich die Ansammlung radioaktiver Teilchen lokal aber auch wetterbedingt unterschiedlich gestalten. Mit welcher radioaktiven Strahlungsintensität an der HGÜ-Leitung gerechnet werden muss, hat Amprion nicht dargestellt.  Amprion hat nicht nachgewiesen, ob mit dem Gleichstrombetrieb geltende Strahlenschutzgesetze eingehalten werden können und unter welchen Bedingungen. Amprion hat z.B. nicht dargestellt:

1. inwieweit der Arbeitsschutzes für Menschen, die an den verstrahlten Leitungen arbeiten, gesichert ist.
2. Unter welchen Umständen radioaktive Teile zu Boden und in die Luft gehen (etwa durch Um-oder Ausschalten des Gleichstroms,  Wind und Wetter, Arbeiten an den Leiterseilen).

3. Welche radioaktiven Teilchen in welchen Mengen anfallen werden und ob dies im Rahmen der Unbedenklichkeit liegt.
4. Welche räumliche Konzentration der radioaktiven Teilchen auftreten wird.
5. wieweit diese Teilchen transportiert werden.
6. mit welchen radioaktiven Stoffen und in welcher Konzentration Menschen, die sich in der Nähe der Leitungen aufhalten, ausgesetzt werden.
Ich befürchte gesundheitliche Auswirkung durch wahrscheinliche aber gleichzeitig bisher durch Amprion nicht dargestellte Folgen für eine erhöhte Konzentration von radioaktiven Teilchen durch die oberirdische HGÜ-Leitung.
Wenn die elektrischen, radioaktiven und magnetischen Felder, Ionisierung von Mikroteilchen oder Lärm sich als ehebliche Umweltauswirkung ergeben, besteht eine Beeinträchtigung der menschlichen Gesundheit, die die Wirkungsschwellen überschreiten. Die Grenzwerte der BImSchV überschreiten international empfohlene Werte (der WHO und der EU), insofern ist die diesbezügliche Darstellung von Amprion (S. 10-11) falsch. Die Bedeutung des Schutzes von menschlicher Gesundheit ist in der Abwägung nicht nachranging (wie Amprion darlegt) sondern liegt im überragenden öffentlichen Interesse. Die Schutzwürdigkeit der Umgebung der bestehenden Leitung wird allein durch einen „Bestand“ nicht gemindert, da eine neue Funktion in Form von Gleichstrom hinzukommen soll, die einen neuen Schutz erforderlich macht, auch wenn der Mast, auf dem diese Funktion installiert werden soll, bereits bestehen sollte. Amprion legt nicht die Ergebnisse zu prognostizierten Auswirkungen vor, die aufgrund der Forschungsunterlagen aus Dittmarschen bekannt sind. Weshalb werden diese zurück gehalten? Schon jetzt werden die Grenzwerte im Wechselstrombetrieb  stark überschritten (siehe z.B. aktuelle Messungen im Auftrag der Stadt Hofheim).Unter welchen Umständen wird der Betrieb eingestellt, wenn die Grenzwerte überschritten werden? Und wenn die Grenzwerte durch Amprion überschritten werden, welchen Schadensersatz können die betroffenen Anwohner geltend machen, denn mit der Überschreitung werden private Rechte verletzt? Diese Fragen müssen im Rahmen der Abwägung dringend geklärt werden.

Grenzwerte

Niederfrequente elektrische Stromdichten (Gewebefeldstärken) können körpereigene Signale überlagern. Dadurch werden Funktionen von Nerven-, Muskel- und Sinneszellen sowie Herzaktion gestört. Um diese Störungen zu verursachen muss ein Schwellenwert überschritten werden. Vor diesem Hintergrund legte das ICNIPR auf Antrag der WHO einen maximalen Expositionswert von 400µT für statische magnetische Felder für die Allgemeinbevölkerung fest. Damit weicht der  Grenzwert (26. BlSchV) von 500µT von den Empfehlungen der ICNIRP ab. Noch wesentlich stärker überschreitet der in Deutschland eingeführte Grenzwert mit 500µT für Gleichstrom von  der EU-Ratsempfehlung aus dem Jahr 1999 mit maximal 100µT auf die Allgemeinbevölkerung ab.

Zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen sind Gleichstromanlagen so zu errichten und zu betreiben, dass in ihrem Einwirkungsbereich an Orten, die zum dauerhaften oder vorübergehenden Aufenthalt von Menschen bestimmt sind, bei höchster betrieblicher Anlagenauslastung 1. der in Anhang 1a genannte Grenzwert der magnetischen Flussdichte nicht überschritten wird ( BImschV § 3a Gleichstromanlagen)

Die 26.  BImSchV (novelliert 2013) erlaubt keinerlei Überschreitung der Grenzwerte in der Nähe von Wohnungen, Kindergärten, Kinderhorten, Spielplätzen oder ähnlichen Einrichtungen. Der Kindergarten in Wildsachsen befindet sich innerhalb von 400 m von der Leitung entfernt, womit die besonders empfindlichen Organismen unserer Kleinkindern einer erhöhten Strahlung ausgesetzt und damit gefährdet werden sollen. In ihrem besonderen Interesse -und da sie sich noch nicht für ihre eigenen Belange einsetzen können- darf es weder einen Ausbau der Leitung auf eine Hybridleitung und schon gar keine Ausnahmezulassung von den ohnehin viel zu hoch angesetzten Grenzwerten geben. 
Zulassung von Ausnahmen: (1) Die zuständige Behörde kann auf Antrag Ausnahmen von den Anforderungen der §§ 2, 3 und 3a zulassen, soweit unter Berücksichtigung der besonderen Umstände des Einzelfalls, insbesondere Art und Dauer der Anlagenauslastung und des tatsächlichen Aufenthalts von Personen im Einwirkungsbereich der Anlage, schädliche Umwelteinwirkungen nicht zu erwarten sind. (2) Die zuständige Behörde kann Ausnahmen von den Anforderungen des § 4 zulassen, soweit die Anforderungen des § 4 im Einzelfall unverhältnismäßig sind. (BImschV § 8 Gleichstromanlagen, Zulassung von Ausnahmen)
Ebenso kann nicht toleriert werden, dass größere Kinder, Jugendliche und Erwachsene, die sowieso dauerhaft der erhöhten elektromagnetischen Strahlung innerhalb des gesetzlich vorgesehenen Abstands von 400 m  exponiert werden sollen, zusätzlich nicht nachvollziehbaren Überschreitungen der Grenzwerte ausgesetzt werden sollen. Dieser Aspekt wurde in die Abwägung nicht einbezogen. Vielmehr scheint die Absicht zu bestehen, die Grenzwerte zu überschreiten, andernfalls gäbe es die Ausführungen zur Zulassung von Ausnahmen nicht. Deshalb muss es eine ständige Kontrolle der Grenzwerte geben. Wenn ich als Autofahrerin die Höchstgeschwindigkeit überschreite, gibt es mir bekannte Sanktionen für den Grad der Überschreitung und würde ich regelmäßig zu schnell fahren, würde ich meine Fahrerlaubnis verlieren. Analog fehlen hier Angaben zu den Konsequenzen für Grenzwertüberschreitungen ohne genehmigten Antrag für die Betreiber der Starkstromleitungen. Zulassungen von Ausnahmen dürfen nicht in Leitungsabschnitten (wie in Hofheim-Wildsachsen) zugelassen werden, die nicht mindestens 400 m entfernt von Orten liegen, die zum dauerhaften oder mehr als vorübergehenden Aufenthalt von Menschen bestimmt sind. Wie nun kann Amprion garantieren, dass die Grenzwerte in diesen Leitungsbereichen nicht überschritten werden? Zum Schutz der menschlichen Gesundheit gehört jede Grenzwertüberschreitung durch das Ultranet, ob zugelassen oder nicht, in einer Form geahndet, sodass sie deutlich unwirtschaftlich für die Betreiber der Leitungen wird, um ihm jede Motivation für Überschreitungen zu nehmen. 
Amprion stellt in Aussicht, dass das  magnetische Gleichfeld erwartungsgemäß mit 50 µT bei nur 10 % des Grenzwertes von 500 µT  (26. BlmSCHV) liegen wird. Vor diesem Hintergrund kann nicht nachvollzogen werden, weshalb sich die Netzbetreiber für einen Grenzwert von 500 µT eingesetzt haben. Wenn die geplante Leitung lediglich ein Gleichfeld von 50 µT haben wird, würde ein Grenzwert von 100 µT hinlänglich reichen. Das ergibt sich auch aus §3 der 26. BlmSchV: Hier liegt der Grenzwert für elektrische Feldstärken bei einer Frequenz von 50 Herz auf 5 kV/m für Freileitungen. Demnach dürfte nur eine magnetische Flussdichte von  100 µT aufgrund des Umschaltbetriebes ausgeschöpft werden.

Die Darstellungen von Amprion zu Immissionen ist infolge der sektoralen Betrachtung ungenügend, denn die Wirkung der einzelnen Betriebsbestandteile akkumulieren sich und führen zudem zu Wechselwirkungen. Diese rechtlich geforderte Betrachtung hat Amprion nicht durchgeführt. Damit fehlen wesentliche Grundlagen für das Bundesfachplanungsverfahren.

Amprion verkennt, die hohe Relevanz der Immissionen. Sie sind von hohem Belang da sie (laut Amprion) nah an bis über die gesetzlichen Richtlinien und Grenzwerte für Lärm, elektromagnetische Strahlung und Elektrosmog gehen werden.

Amprion führt aus, das 

„Wenn nachweislich die Grenzwerte bei der den Trassenverlauf nächstgelegenen Siedlungsannäherungen bereit unter der Leitung eingehalten werden, kann demzufolge auf eine Betrachtung von potenziellen Immissionsorten mit gewissen seitlichen Abstand zur Leitung verzichtet werden,….“ (S.3-27)
Ja, wenn…. Das ist aber nicht der Fall. Vielmehr überschreiten die Immissionswerte der bestehenden Leitung in Wildsachsen (und anderen Orten) bereits die Grenzwerte, und dies obwohl nur eine Seite der Leitung in Betrieb ist.

Insgesamt versäumt Amprion in einem Konzept darzustellen, welche konkreten Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung von Immissionen an allen Orten vorgesehen werden, die mehr als vorübergehend genutzt werden. Die vorliegenden Informationen sind hierzu ungenügend. Auf dieser Basis kann die Bundesfachplanung nicht ordnungsgemäß durchgeführt werden. An dieser Stelle möchte ich betonen, dass Amprion fehl in der Annahme geht, die Leitungen für Ultranet dürften nicht erdverkabelt werden, nur weil sie im Bundesbedarfsplan nicht mit einem “E“ gekennzeichnet ist. Diese fehlende Kennzeichnung weist darauf hin, dass nicht erdverkabelt werden muss aber darf. 

Betriebsweisen

Ultranet kann auf verschiedene Weisen betrieben werden, die einzeln und in Wechselwirkung Auswirkungen auf die Umwelt haben. Amprion hat unterlassen, alle Betriebsweisen (Gleichstrom, Hybridleitung, Wechselstrom, Umschaltoption) sowohl einzeln als auch in ihren Wechselwirkungen zu erfassen, darzustellen und zu würdigen. Ihr Zusammenwirken muss aber adäquat dargestellt werden.

Abstand zu Menschen

Amprion stellt fest, dass die HGÜ-Leitung nicht realisierbar ist, wenn sie geltendes Recht einhalten müsse: 
„Als vorübergehenden Aufenthalt ist nach Aussage der Bundesregierung im Gesetzgebungsverfahren schon ein Aufenthalt von mehr als wenigen Sekunden zu werten. Demzufolge ist nahezu der gesamte Raum als potenzieller Ort zum vorübergehenden Aufenthalt einzustufen. Eine Erfassung der entsprechenden Strukturen würde zusammen mit den Orten zum nicht nur vorübergehenden Aufenthalt zu einer nahezu vollständigen Belegung des schutzgutspezifischen Untersuchungsraums führen“. (S. 5-69) 
Deshalb verzichtet Amprion auf die sorgfältige und angemessene Erfassung der Struktur dieser Räume. Der Gesetzgeber hat mit der Gesetzgebung die Absicht formuliert, den Mensch vor Auswirkungen durch die Leitungen zu schützen. Der Gesetzgeber sieht Umstände vor, die den Ausbau der  Bestandsleitung in Ultranet ermöglichen sollen. Doch es liegen Widersprüche zu anderen  Gesetzen vor, die gegeben Falls vor den zuständigen Gerichten geklärt werden müssen. Die Analyse zum Begriff „Ort zum dauerhaften Aufenthalt“ vermisst die notwendige Sorgfalt durch Amprion, an die sie die Bundesnetzagentur zu erinnern hat.

Alles in allem kann es durch das Ultranetvorhaben zu erheblichen Auswirkungen auf die Gesundheit von Kindern, Jugendlichen, Erwachsenen, Senioren und vor in erschwerender Form von vorerkrankten Personen führen. Aus diesem Grund ist es gravierend falsch, wenn Amprion zusammenfasst „Vor diesem Hintergrund (keine Umweltauswirkungen) wird … auf eine Erhebung, kartographische Darstellung und Beschreibung und Bewertung des Erfassungskriteriums „Orte zum dauerhaften Aufenthalt oder vorübergehenden Aufenthalt“ verzichtet.“ (S. 5-70) Diese Fehleinschätzung führt zu einem Abwägungsausfall, der durch die davon betroffenen Menschen nicht hingenommen werden kann.

Gebäude und Gebäudeteile, die mehr als vorübergehend oder dauerhaft genutzt werden, dürfen nicht überspannt werden (§4,26.BlmSchV). Indem Amprion versäumt hat, neben Wohngebieten alle anderen Orte dauerhaften Aufenthalts zu erfassen (z.B. Arbeitsplätze, Sportstätten, Kindergärten, Schulen) (Karte B.2.1.2.1), wurde die Schutzwürdigkeit der Menschen an diesen Orten nicht in die Abwägung einbezogen. In Hofheim sind davon in besonderer Weise betroffen:

· Sportplatz Wildsachsen

· Kindergarten Wildsachsen

· Montessorischule Marxheim

· Wilhelm-Busch-Schule Langehain (da gehen die Kinder aus Wildsachsen hin)

· Kinder- und Familienhaus Langehain

Darüber hinaus hat Amprion versäumt geeigneteres Kartenmaterial zu nutzen, so dass es zu weiteren Fehlern nicht nur in Hofheim sondern auch an anderen Orten kam. Insgesamt wurde der erforderliche Sorgfaltsmaßstab für die Ermittlungen zum Schutzgut Mensch nicht ausreichend erfüllt und muss nach geltender Rechtslage erfüllt werden. Es kann nicht Aufgabe der Bevölkerung sein, die Umweltverträglichkeitsprüfung eigenhändig auf ihre Richtigkeit zu prüfen und zu ergänzen. 

Da der Mindestabstand zu Gebäuden, die mehr als vorübergehend genutzt werden, im Rahmen der Konformitätsbetrachtung durch Amprion vorweg weggewogen wurde (indem das Ergebnis eines Zielabweichungsverfahren vorweg angenommen wurde), wird der Untersuchungsrahmen für die Raumverträglichkeitsprüfung überschritten.

Verstoß gegen den Gleichheitsgrundsatz

Amprion bezieht sich mit dem Ausbau auf eine Hybridleitung auf die Bestandsleitung, die sie von einem Mindestabstand von 400 Metern für Gebäude befreien könne, sowie es der Gesetzgeber allgemein für Gleichstromleitungen fordert. Damit liegt ein Verstoß gegen den Gleichheitsgrundsatz vor, auch wenn sich die Amprion auf andere bestehende Gesetzte beziehen möchte, muss und wird dieser Aspekt gegebenen Falls bis vor das Bundesverfassungsgericht getragen werden.

Verletzung des Rechts auf körperliche Unversehrtheit

Dieses Recht wird verletzt indem Menschen einer absehbaren Gefährdung durch ein Pilotprojekt ausgesetzt werden sollen, deren Risiken bisher nicht ausreichend erforscht wurden. Darüber hinaus besteht eine Verletzung Vorsorgeprinzip des Staates. 

Energiewende scheitert durch Ultranet auf halber Strecke

Der Reaktorunfall in Fukushima 2011 diente mit seinem  Schock als Auslöser für eine Fülle neuer Gesetze zur Energieversorgung. Innerhalb von drei Monat wurde das Netzausbaubeschleunigungsgesetz im Eiltempo entworfen, beraten und verabschiedet. Die bereits lange bestehende Notwendigkeit zum Atomausstieg wurde nun dazu genutzt, die Interessen von Energiewirtschaft und Netzbetreibern durchzusetzen. Energiewende, das soll heißen: weg von Atom- und Kohlekraft hin zur Nutzung von regenerativen Energien wie Wind und Sonne. Diese Ziele werden von den Initiativen gegen Ultranet, auch mir, mitgetragen. Auch die Kritiker des Ultranets  sind für eine sichere Versorgung mit Strom durch erneuerbare Energien, die ein deutlich geringeres Risiko für Mensch und Natur beinhalten.  Trotzdem fordere ich, dass mir und anderen nicht neue gesundheitliche  Risiken und Gefahren durch elektromagnetische Strahlung, Elektrosmog, Radioaktivität und Lärm erwachsen. 

Ein vordergründiges Argument für Ultranet  ist die Verbindung der  Windkraftwerke aus dem Norden zu den Verbrauchern in den Süden Deutschlands. Das ist jedoch, was Ultranet betrifft, nicht mehr als eine plausible Absichtserklärung.  Denn faktisch werden mit dem Ultranet die die klimaschädlichen CO2-Schleudern der Kohlekraftwerke in NRW aus dem Ruhrgebiet von Osterath in den Süden nach Philippsburg geleitet, ohne das der Transport der Windenergie aus dem Norden über diese Leitung gesichert ist. Damit dient der Ausbau durch das Ultranet der Stärkung dreckigen Kohlestroms mit seinen negativen Auswirkungen auf das globale Weltklima. Während  sich der Einzelverbraucher mit den Problemen seines Dieselmotors plagt, wird anderenorts Kohle mit Kohlestrom gemacht, was die CO2-Bilanz insgesamt stark belastet. Und dem dient faktisch der Ausbau des Ultranets. Deutschland verfehlt trotz Energiewende seine Klimaziele und wird in den nächsten Jahren bis zu 30 Milliarden € an Länder zahlen müssen, die die Energiewende ernsthafter betrieben haben (https://amp.tagesspiegel.de/politik/zu-viel-co2-emissionen-klimapolitik-wird-zum-milliardenrisiko-fuer-bundeshaushalt/22724904.html). Insofern kann der Ausbau zum Ultranet in keiner Weise als kostengünstig erachtet werden. 
Es kann nicht nachvollzogen werden, inwiefern das Gesetz für den beschleunigten Ausbau der Leitung herangezogen werden können soll, obwohl die Offshore-Anlagen vorerst nicht an diese Ultranetleitung angebunden sind. Energie kann auf andere Weise in  den Süden transportieren werden, z.B. Wasserstoffgas oder die Anbindung an andere Gleichstromleitungen,  die vom Norden in den Süden führen. 

Im Netzentwicklungsplan wird das Ultranet so ausgelegt, dass traditionelle Kraftwerkstandorte uneingeschränkt Strom einspeisen können und auch neue Kohlekraftwerke mit hohen Netzkapazitäten versorgt werden. Bei der HGÜ-Leitung wird davon ausgegangen, dass Kohleverstromung zu keiner Zeit von Netzengpässen eingeschränkt werden darf.

Um die Belastungsgrenze der Leitungen nicht zu überschreiten, wurde das marktbezogene Redispach eingeführt. So erhalten die Stromhersteller über ein Vergütungssystem Anreize,  ihre  Wirkleistungseinspeisung abzusenken. Kohlekraftwerke können nur sehr zeitverzögert hoch und runtergedrosselt werden. Wind- und Sonnenkraft speisen wetterbedingt viel ein. Insgesamt fällt häufig mehr Energie an, als Deutschland verbraucht. Die Spitzenwerte der Stromproduktion überlasten dann die Stromnetze. Infolgedessen zahlten Verbraucher für Noteingriffe in Deutschland 610 Millionen Euro (Welt Digital, 18.06.2018). Aus diesen Umständen wird der falsche Schluss gezogen: Mit Ultranet soll die anfallende Überproduktion der Kraftwerke in andere Länder (z.B. Österreich, Frankreich und Holland) geleitet werden, die offensichtlich willens und technisch in der Lage sind, diesen Überfluss anzunehmen. Die Überproduktion an Energie nehmen sie gerne geschenkt oder gegen teure Bezahlung an. Das waren 1,4 Milliarden Euro im Jahr 2017 (Jahresbilanz der Bundesnetzagentur). Anstatt in Ultranet zu investieren, sollten vielmehr die notwendigen  technischen Voraussetzungen in Deutschland geschaffen werden, über die einige unserer Nachbarländer bereits verfügen. Stromproduktion, -transport, - verbrauch und -markt werden von Interessen gelenkt, die zu absurden Ergebnissen führen, die letztendlich auf finanzielle und gesundheitliche Kosten der Verbraucher hinauslaufen. Ökologischer und volkswirtschaftlich sinnvoller wäre die Speicherung von Energie im z.B. durch Wasserkraft oder Wasserstoffgas. Wenn die Energiewende tatsächlich wirtschaftlich und ohne Atom- und Kohlestrom auskommen möchte, muss Deutschland in Zukunft auf die Speicherung von regenerativer Energie setzen. Dann bleiben Kosten und Nutzen bei den Verbrauchern, die ohnehin die ganze Rechnung zahlen. 

Mit den oben angeführten Aspekten kann die Abwägung für das Ultranet nicht gehalten werden, denn:

1. Ultranet sichert faktisch die Netzanbindung von Kohlekraftwerke.
2. Es dient nicht der CO-2 Reduktion durch Anreize für das Herunterfahren von Kohlestromkraftwerken, sondern fördert ihre Überproduktion.

3. Es ist nicht kostengünstig, denn Sekundärkosten werden nicht in die Abwägung mit einbezogen.
4. Es bindet bis auf weiteres keine Off-Shore-Anlagen an.

Amprion lehnt Risikominimierung für Gesundheitsgefährdung ab und schlägt Alternativen für eine sichere Stromversorgung aus

Amprion stellt den Bedarf und den Bau von Ultranet gern als alternativlos dar. Tatsächlich aber stehen andere technische Möglichkeiten zur Verfügung. Bereits bei der Vorprüfung von Alternativen geht Amprion von falschen Voraussetzungen aus.

Amprion zitiert verschieden Verfahren des Bundesverwaltungsgerichts und interpretiert sie falsch, um eine sorgfältige Ermittlung und Prüfung von Alternativen zu vermeiden.  Damit hat Amprion versäumt, das Projekt dahingehend zu entwickeln, dass eine geringstmögliche Beeinträchtigung der Umwelt nachgewiesen werden kann. 

Der wohnortnahe Bau von oberirdischen Gleichstromleitungen sollte das letzte Mittel sein, denn gesundheitliche und wirtschaftliche Risiken für Tausende von Anwohnern müssen minimiert werden. Es gibt andere Möglichkeiten, den Strom sicher an die Verbraucher zu bringen. Daß dies technisch möglich und tatsächlich umsetzbar ist, müssen  Politik und Energiewirtschaft längst anerkennen.

Laut Bundesbedarfsplangesetzes (Novelle vom 1. Januar 2016) müssen Gleichstromvorhaben künftig vorrangig als Erdkabel statt als Freileitung gebaut werden. Freileitungen für Gleichstrom werden damit allgemein in der  unmittelbaren Nähe von Siedlungen untersagt. Aber es gibt eine Ausnahme für rund 750.000 Menschen  durch Ultranet.

Gerade im dichtbesiedelten Hessen gibt es keine Erdverkabelung, weil sich dort bereits Masten befinden, die als Bestand dienen sollen.   Klar haben sich die Anwohner mit dem Anblick  der bestehenden Masten arrangiert. Sie sind aber nicht davon ausgegangen, dass diese immer weiter anscheinend unbeschränkt in den Himmel wachsen und sich ihre technische Funktionsweise nun nicht nur erheblich erhöhen, sondern auch verändern wird.   Betrachtet man die Karte aller geplanten Gleichstromleitungen in Deutschland, fällt auf: fast überall wird Gleichstrom über Erdkabel  transportiert werden, auch dort wo die Siedlungsdichte gering ist. Weshalb das in Hessen anders geplant ist,  können wir Bürgerinnen und Bürger aus den betroffenen Gemeinden zwischen Limburg und  Frankfurt nicht nachvollziehen. 

Es ist nicht akzeptabel, dass der Bau einer Trasse auf der linken Seite des Rheins durch Amprion nicht sorgfältig geprüft wurde, obwohl dies der Gesetzgeber fordert. Sogar Amprion geht davon aus, dass dieser alternative Trassenkorridor die Kommunen mit den in ihnen lebenden Menschen kaum berühren würde. Die Neuerrichtung dieser Leitung würde allerdings mehr kosten, so die Amprion. Diese Kostenschätzung bezeichne ich als Milchmädchenrechnung, denn es werden  Mehrkosten für die Gesellschaft entstehen. Es entstehen durch Amprion nicht einkalkulierte Sekundärkosten, die von der Gesellschaft und Privaten getragen werden müssen.

Kranken- und Sozialkassen werden für die Gesundheitsschädigungen aufkommen, womit öffentliche Belange berührt werden und von Bedeutung sind.  Eigenheimbesitzer werden Umbaumaßnahmenvornehmen müssen, um sich vor den Auswirkungen der Leitungen zu schützen. Immobilienpreise werden sinken. Damit werden die Rechte Dritter berührt, was nicht als „unwesentliche Bedeutung“ bewertet werden kann, wie Amprion es vornimmt. Da Amprion nicht die Ausbaukosten selbst trägt, sondern der Verbraucher, kann nicht nachvollzogen werden, weshalb nicht in die etwas teurere linksrheinische Trasse investiert und damit das unbezahlbare potentielle Leid von erkrankten Menschen mit ihren Angehörigen vermieden werden kann. Bei der  linksrheinischen Variante kämen einmalig etwas weniger als zwei Euro/ Einwohner auf, bei der rechtsrheinischen entstehen Kosten für Krankenkassen und durch Immobilienverluste, die gut und gerne den finanziellen Mehraufwand von rund 140 Mio. Euro für die linksrheinische Variante überschreiten können. 

Die gleichen Kostenargumente gelten für die kleinräumigen Umschwenkungen von Siedlungsflächen, die immerhin dazu beitragen würden, dass der Mindestabstand von 400 Metern an  bewohnte Bebauungen eingehalten würde, wie es allgemein durch den Gesetzgeber vorgesehen wurde. er sieht einen Sicherheitsabstand von 400 m für Orte vor, die mehr als vorübergehend genutzt werden. Die Ausnahmeregelung für die Bestandsleitung, u.a. in Wildsachsen, verstößt gegen den Gleichheitsgrundsatz. Es kann nicht nachvollzogen werden, weshalb das Schutzgut Gesundheit für alle Menschen in Deutschland mit einem Sicherheitsabstand von 400 m gewürdigt wird, nicht aber das der Menschen, die in der Nähe der Leitung leben. Auch wenn Amprion wiederholt, sie seien zuerst da gewesen, kann diesem Ansatz nicht gefolgt werden, denn die Leitungen waren nicht in diesem Maß und in dieser Funktion da. 

Die angestrebte sichere Versorgung mit Strom wird durch das Vorhaben mehr gefährdet als gesichert, wie Amprion selbst ausführt. Durch das vorgesehene Umschalten von Gleich- auf Wechselstrom kann es zum Totalausfall der Leitungen und von Umstellanlagen sowie zu negativen Rückwirkungen auf die Netzstabilität  kommen. Technisch sicherer wären getrennte Wechsel- und Gleichstromleitungen. Damit ist die im EnWG geforderte Versorgungssicherheit nicht erfüllt, vielmehr gefährdet. Die Festlegung in Nr. 2 des Bundesbedarfsplans fordert lediglich eine Gleichstrom- und keine Hybridleitung.

Sicherheit
Das EnWG fordert Sicherheit. Da Amprion die Auswirkungen des Ultranets auf die menschliche Gesundheit nicht sorgfältig geprüft hat und nicht alle Möglichkeiten ergreift, die dem Erhalt menschlicher Gesundheit dienen, wird keine Sicherheit mit dem Vorhaben erfüllt.

Auch die technische Sicherheit der Leitungen gilt nicht insoweit gegeben, dass eine Versorgungssicherheit garantiert werden kann.

Bedarfsplanermittlung mangelhaft
Die Datenermittlung und Bedarfsplanerstellung für Ultranet wurde von den vier Energiegiganten selbst erstellt. (Bericht der deutschen Übertragungsnetzbetreiber zur Leistungsbilanz 2014 nach EnWG § 12). In diesem Bericht weist Amprion selbst darauf hin, dass ihre eigenen Aussagen zum Bedarf des Netzausbaus als unsicher zu bewerten sind. Ich bin nicht bereit Risiken und potentielle Schäden über den Ausbau der Leitung in Hofheim hinzunehmen, der auf einer unsicheren Bedarfsbilanz basiert.

„Die Untersuchung der Leistungsbilanz ist mit verschiedenen Unsicherheiten behaftet. Damit sind der Aussagekraft der Ergebnisse Grenzen gesetzt.  …. Letztendlich kann … nicht die tatsächliche vollständige Erzeugung abgebildet …. werden“…. (ebenda, S. 15/33)

„Auch bei den verwendeten Daten bestehen….. Unsicherheiten…“ (ebenda, S. 15/33)

„Wie bereits oben angeführt sind auch bei der Berechnung der Nichtverfügbarkeiten Annahmen und Abschätzungen nötig, die zu Unsicherheiten führen.“ (ebenda, S. 15/33)

„All diese Aspekte führen dazu, dass das Ergebnis für die verbleibende Leistung mit gewissen Fehlern behaftet ist. Man muss davon ausgehen, dass der tatsächliche Wert in Wirklichkeit auch niedriger liegen könnte.“ (ebenda, S. 15/33)
„Ein zentraler und zugleich schwierig zu ermittelnder Wert der Leistungsbilanz ist der Wert der Last“ (ebenda,S.16/33)

Staatliche Garantien für eine hohe Eigenkapitalrendite führen zu einem Interesse der Übertragungsnetzbetreiber an einem hohen Bedarf, denn umso höher dieser dargestellt wird, umso höher werden die Renditen!!!

Inwieweit es zu einer Abwägung für Ultranet  kommen könnte, die auf einer unsicheren Bedarfsanalyse basiert, gilt es zu prüfen.

Amprion begründet die Notwendigkeit für die Ultranetleitung mit Netzengpässen. Netzengpässe entstehen, wenn mehr Strom eingespeist als wird, als das Netz aufnehmen kann. In die Bedarfsermittlung wurden aktuelle Erkenntnisse zur Energiespeicherung zu Zeiten der Hochproduktion von Windenergie nicht berücksichtigt. Schon jetzt zeichnet sich ab, dass die Produzenten von Windenergie auf die Produktion von Wasserstoffgas setzen. Transportiert werden könnte dies über bestehende Erdgasleitungen oder in Tanks. 

Die EU hat sich zu einer zukunftsorientierten Klimapolitik verpflichtet und diesbezüglich u.a. folgende Prioritäten definiert: Sicherheit und Unabhängigkeit in der Energieversorgung sowie Dekarbonisierung der Wirtschaft. Mit dem steigenden Anteil an erneuerbaren Energien im Energiemix wird klar, dass diese Energie gespeichert und in nachgelagerten Marktsegmenten genutzt werden muss, die bislang noch von fossilen Energieträgern abhängig sind. Wasserstoff gilt hier als einer der Wegbereiter. Hobro in Dänemark wird zur Demonstration des Power-to-Hydrogen-Konzepts beschrieben. 

„Das Forschungsprojekt WESpe hat das Ziel, die Integration von Wasserstoffspeichern in die Energiewirtschaft voranzutreiben. Forscher untersuchen daher die verschiedenen Komponenten von Wind-Wasserstoff-Systemen, um den Nachweis der technischen und betrieblichen Machbarkeit zu erbringen. Erstmals werden auch die Technologien der PEM-Elektrolyse und der alkalischen Elektrolyse nebeneinander in einem Projekt untersucht. Ergänzend werden die Optimierungspotenziale entlang der gesamten Wertschöpfungskette ermittelt, die in nachfolgende Technologie-Generationen einfließen sollen.“ (Energiespeicher, Forschungsinitiative der Bundesregierung, 12.4.2017)
Alternative Trassen und technische Möglichkeiten nicht und mangelhaft geprüft
Der Leitungsabschnitt  im Bereich Hofheim und Abschnitte auf anderen Streckenabschnitten verfügen nicht über eine ordentliche öffentlich-rechtliche Genehmigung für eine 380-kV Wechselstromleitung. Notwendige Planfeststellungen für diverse Anschnitte fehlen. Damit haftet der „Bestandsleitung“ eine formelle Rechtswidrigkeit an. Das betrifft insbesondere den Ortsteil Wildsachsen. Im Bereich Wildsachsen handelt es sich bei der HGÜ-Leitung juristisch um einen Neubau. Aus diesen Gründen müssen in diesem Abschnitt die Leitungen mindestens 400 Metern Abstand zu Gebäuden, Grundstücken, Sportflächen und Einrichtungen  haben, die mehr als vorübergehend genutzt werden. Deshalb sollten alle denkbaren Alternativen sorgfältig geprüft werden, die das Risiko der Gefährdung der Gesundheit von Menschen weitgehender ausschließen. Dies hat Amprion versäumt.
Folgende ernsthaft zu erwägende Alternativen hat Amprion nicht  oder nicht ernsthaft in Betracht gezogen:

1. Es ist nicht, wahr, dass es sich bei der linksrheinischen Trasse um einen Neubau handelt (S.5-1 und 4-2 ff). Vielmehr verläuft dort bereits eine Hochspannungsleitung. Insofern hätte sie in der Grobanalyse vernünftig im Sinne des UVPG und des NABEG nicht ausgeschieden werden dürfen. Sie verläuft nicht durch einen so dicht besiedelten Raum wie der Abschnitt D und würde bei einem Ausbau zu einer Hybridleitung weitaus weniger Menschen in potentielle Gesundheitsgefahr bringen. Aus diesen und mehr Gründen geht Amprion fehl, indem sie die linksrheinische Trasse als „nicht ernsthaft in Betracht kommende Alternative“ und als “unvernünftig“ von einer angemessenen Beschreibung, Ermittlung und Bewertung ausnimmt.

2. Es ist zu prüfen, ob eine Verlegung im Bereich Hofheim parallel zur Autobahn A3 machbar ist.

3. Es ist zu prüfen, ob eine kleinräumige Umschwenkung südwestlich von Wildsachsen möglich ist. Diese Möglichkeit findet durch Amprion keine Erwägung.

4. Es ist zu prüfen, ob eine Erdverkabelung (in Wildsachen) durchgeführt werden muss, weil es sich bei der Hybridleitung um einen Neubau handelt. 
5. Es ist zu prüfen, ob es nicht weitaus sinnvoller ist zwei Leitungssysteme ohne Umschaltoption getrennt voneinander zu installieren.

§ 3 BBPIG nennt mögliche Ausnahmen für die grundsätzlich angestrebte Erdverkabelung. Erdverkabelung wurde gesetzlich vorgesehen, um die Akzeptanz der Bevölkerung für HGÜ-Leitungen zu erhöhen. Der Vorrang von Erdkabeln  folgt dieser Absicht des Bundeskabinetts. Allerdings sind Ausnahmen für Freileitungen möglich. Die Voraussetzungen für diese Ausnahmen sind in Hofheim nicht geben. U.a. ist der Abschnitt nicht zulässig eingeteilt, was zu einer Verzerrung der Bewertung führt. Auch ist in der Nähe von Wohngebieten der Freileitungsbau allgemein nicht zulässig. Freileitungen sind nur auf technisch und wirtschaftlich effizienten Teilabschnitten zulässig. Freileitungen sind als Neubauten nicht zulässig.
Vorbelastungen wirken sich nicht schutzmindernd aus
Amprion betont wiederholt, bei dem Vorhaben Ultranet handele es sich lediglich um einen Umbau der bestehenden Bestandsleitung. Dabei versäumt Amprion anzuerkennen, dass dem derzeitigen Ausbau der  Leitung die notwendige Planfeststellung fehlt, womit sie rechtswidrig ist. Somit kann eine fortführende Steigerung der Belastung der Menschen, die an der Leitung leben nicht gerechtfertigt werden.

Andere Vorbelastungen in Hofheim-Wildsachsen und auch anderen Orten rechtfertigen nicht eine umfassende Schutzminderung. Amprion hat im versäumt, detailliert darzustellen welche konkreten Vorbelastungen in Wildsachsen und an anderen Orten vorliegen. Es fehlen die vollständigen Angaben aller bedeutsamen Umweltprobleme für die vorgesehene Trasse und für alternative Trassenführungen.

Die nicht planfestgestellte Leitung in Hofheim kann keine plangegebene Vorbelastung herstellen.
Kosten

Amprion stellt das rechtsrheinische Ultranet als die wirtschaftlichste Variante dar. In dieser Kalkulation wurden verschiedene Aspekte mangelhaft oder gar nicht berücksichtigt:

1. … „entstehen… bei der Nutzung von bestehenden Freileitungen… Kosten von ca.22 Mio. Euro. Dem gegenüber entstehen bei einem generellen Leitungsneubau im Vorschlagskorridor Kosten in Höhe von ca. 165 Mio Euro.“ (S. 1-15) Die Kostendifferenz zwischen den beiden Korridorvarianten beträgt demnach 143 Mio. Euro. Das entspräche einmalig max. 2,- Euro pro Kopf der Gesamtbevölkerung. , wobei eine mögliche Kostenbeteiligung der Industrie noch nicht mit einbezogen ist. Insofern kann der Argumentation von Amprion bezüglich der Auswirkungen auf die Netzentgelte und Stromkosten (S.1-16) als überragendes Argument nicht nachvollzogen werden auf. 
2. Müssen sich die Unternehmen der erdverkabelten Gleichstromleitungen an etwaigen Mehrkosten an der Strecke Ultranet beteiligen, sowie es umgekehrt auch der Fall ist. 

3. Der Betrieb von Ultranet birgt Risiken für nicht kalkulierbare Kosten, die das Gesundheits- und Pflegesystem sowie private Haushalte belasten werden. 
4. Kaum monetär darstellbar ist das persönliche Leid von Erkrankten mit ihren Angehörigen. 
5. Hinzu kommt eine proportionale Entwertung der Wohnimmobilien in der Nähe der Leitung. 
6. Es ist nicht einzusehen, dass die Menschen in der unmittelbaren Nähe von Ultranet über ihre direkten und indirekten Beiträge zum Netzausbau des erdverkabelten Ausbaus mit herangezogen werden und gleichzeitig nicht den Anspruch auf einen Mindestabstand von 400 Metern oder eine Erdverkabelung haben werden.

7. Es liegen keine Kostenprüfungen für diverse Alternativen vor.

Aus diesen Gründen kann keine ordnungsgemäße Bundesfachplanung durchgeführt werden.
Die Eigentümer von Amprion

 können von einer garantierten Eigenkapitalrendite von mindestens  9 % ausgehen, so der Gesetzgeber, und dies über  10 Jahre. Bei einem geschätzten Eigenkapitaleinsatz von 1 Mrd. wird der Bürger mit rund 90 Mio. jährlich die Kapitalrendite garantieren.

Da frage ich, fließen die Beiträge der Stromverbraucher in das Eigenkapital der Netzausbau-Giganten und führen sie anschließend  über den Ausbau  von Ultranet und in die Bilanz von Amprion? Alle Verbraucher würden sich freuen, wenn sie ihre Beiträge zum Netzausbau mit 9% verzinst erhielten und so mancher würde sicher gerne seine Sparguthaben in diese überaus sichere Anlageform bringen, schon gar in der andauernden Niedrigzinsphase. Nur die Gelegenheit dazu erhält er nicht, denn Amprion ist kein Aktienunternehmen sondern eine GmbH. Sollte also etwas gründlich schief gehen, werden die Eigentümer nicht etwa im vollen Umfang zu Schadensersatzzahlungen herangezogen werden können. Der Verbraucher wird für die Ausbaukosten herangezogen, erhält dafür keine Verzinsung, sichert die staatlich garantierte Eigenkapitalrendite für die Amprioneigner ab und erhält zum Dank dafür eine satte Portion gesundheitlicher und wirtschaftlicher Risiken. Während sich die Eigner von Amprion über ihren sicheren Kapitaleinsatz mit begrenztem Risiko freuen, müssen tausende von Eigenheimbesitzern mit einem Wertverlust ihrer Immobilien durch Ultranet rechnen. Als Bürgerin, Stromverbraucherin und Eigentümerin von Immobilien in der Nähe der Leitungen sehe ich mich durch diese Aspekte geschädigt.

Und wird die bestehende Leitung in das Eigenkapital eingerechnet, obwohl sie teils längst abgeschrieben ist?

Vor diesen Hintergründen kann davon ausgegangen werden, dass die Bedarfsermittlung für den Ausbau von den Energiegiganten die Netzbetreiber (trotz eigenhändig festgestellter Unsicherheiten) so hoch bewertet wurde, dass Ultranet „angeblich“ notwendig sei.

Die anderen Gleichstromanlagen, die erdverkabelt werden sollen, werden über Amprion mit finanziert werden, obwohl sie nicht in der unmittelbaren Nähe von Menschen verlaufen.

Man könnte davon ausgehen, dass die vier Giganten im Übertragungsnetz  (50herz, Amprion, Tennet und Transnet BW) Konkurrenten seien. Das ist nicht der Fall. Vielmehr handelt es sich dabei um ein Oligopol (Kartellgesetz). Diese Netzbetreiber:

· erstellen den Bedarfsplan nach EnWG §12 gemeinsam mit mangelhafter öffentlicher Kontrolle.

· sie sich beteiligen untereinander an der Finanzierung aller Ausbauprojekte auch denen ihrer „Konkurrenten“, so fordert es der Gesetzgeber.

· sie beziehen garantierte Renditen über ihren Kapitaleinsatz in der „Konkurrenz“.

Wenn die garantierte Rendite in einer solchen Höhe festgelegt wird, könnte, gerade in dieser Niedrigzinsphase, die Ultranetleitung im Eigentum des Bundes gebaut werden. Ich kann nicht nachvollziehen, weshalb das unternehmerische Risiko in diesem Fall vergesellschaftlicht werden soll (bei einem Return of Invest innerhalb von 10 Jahren), die Gewinne aber privat abgeschöpft werden. 
AARHUS

Das Verfahren zum Ausbau des Ultranets auch unter Anwendung bestehenden Gesetze verstößt gegen die AARHUS Konvention und damit gegen die Wirtschaftskommission für Europa (UNECE). Dieses Recht gilt in Deutschland seit 2007 und wird trotzdem nicht in deutschen Umweltgesetzen umgesetzt. Es regelt u.a. die EU-SUP-Direktive mit Vorgaben für strategischen Umweltprüfungen und damit übergeordneten Planungsverfahren, wie z.B. Netzentwicklungsplänen. 

Für das Planungs-und Genehmigungsverfahren vom  Ultranet wurden  bereits Vorentscheidungen getroffen, die ein Klagerecht für die betroffenen Menschen nicht zuließen. Die Bürger bekommen aber mit dem Netzentwicklungsplan eine Planung vorgelegt, die gegen das Recht der Aahrhus – Konvention auf Information, Beteiligung und insbesondere den Zugang zu Gerichten vorsieht – solange  noch alle Optionen offen sind.

Einwände mit direktem Bezug auf die Unterlagen von Amprion

Anlass
Ich bezweifle, dass ein überragendes öffentliches Interesse an der Realisierung der Stromleitung Ultranet besteht. Die Energieversorgung kann durch alternative Maßnahmen ebenso gesichert werden und dabei ein deutlich geringeres Gesundheitsrisiko für mich und viele andere Menschen haben. § 12 e EnWG beschreibt den Bedarf aber nicht die Ausführung in dieser Form Ultranet.

Das Ultranet kann nicht gebaut werden, weil es nicht länderübergreifend und grenzüberschreitend ist, wie es der Gesetzgeber fordert.
Kurzdarstellung des Vorhabens/ Geltungsbereich
Der Geltungsbereich ist auf S.1-2 und auf S. 1-18 falsch bezeichnet, denn Marxheim ist genannt aber nicht die Stadt Hofheim und nicht die Ortsteile Langenhain und Wildsachsen aus Hofheim.

Bestehende Raumsituation (1-6)
Die Darstellung von Amprion, dass die bestehende Raumsituation nicht verändert werde, ist nicht wahr. Im Bereich Wildsachsen ist der Neubau verschiedener Masten vorgesehen, so die Amprion, ohne dass genau dargestellt worden wäre, welche und wie viele Masten, mit welchen neuen Fundamenten an welchen Orten neu errichtet werden sollen, abgesehen von einem Ausbau der Funktionsform und- weise. Dies gilt auch für andere Orte, die nicht adäquat über Veränderungsabsichten informiert werden. Ultranet kann nur mit umfangreichen Umbauten (schwere Leiterseile, neue Masten, neue Fundamente) realisiert werden. Wenn die Amprion zwar den Neubau von Masten ankündigt, gleichzeitig aber betont, es käme zu keiner Veränderung der Raumsituation, dann ist dies einfach falsch. Deshalb verstößt Amprion gegen

1. das NOVA-Prinzip, indem die Trasse nicht mehr als nur geringfügig angepasst werden darf

2. den Landesentwicklungsplan, indem die dort vorgesehenen Abstandsregelungen nicht eingehalten werden
3. und den Grundsatz des Regionalplans Südhessen, das Freileitungen nicht in der Nähe von Siedlungsflächen zulässt.
Dem kommt eine zwingende Bedeutung zu, die nicht überwunden werden kann.

Vorzug der Trasse östlich des Rheins

Die angebliche  vollständige Umsetzung der Intentionen beruht auf fehlerhaften Annahmen und Abwägungen. 

Inhalte und Methode

Der Umweltbericht hat nur unzureichend die Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit aufgegriffen. Aktuelle Kenntnisse zu potentiellen Schädigungen durch die Ultranetleitung auf Menschen wurden nicht oder ungenügend berücksichtigt.

Ebenso wurde die unnötige Schädigung des Landschaftsbildes in Wildsachsen nicht einbezogen. Hier verlaufen drei Maststrecken (SÜWAG, SÜWAG-DB und Amprion), die gerade jetzt, wo ein Umbau geplant wird, dringend gebündelt werden müssten.

Im Wald von Wildsachsen befinden sich verschiedene Hügelgräber, die bisher nicht geöffnet wurden. Diese wurden nicht kartiert und könnten durch Baumaßnahmen im Rahmen von Bauarbeiten an den Masten zerstört werden.

In Wildsachsen befinden sich vor allem im Bereich der Junghainzehecken alte Stollen. Es kam bereits nachweislich zu unvorhergesehenen Stolleneinbrüchen. Starke Regengüsse verändern die Festigkeit des Grundes und können die Fundamente der Masten unterspülen, sodass eine hohe Gefahr für die in der Nähe lebenden oder passierenden Menschen von solchen Umständen ausgeht. 
Flächeninanspruchnahme: Die Verkehrswege innerhalb des Gebiets Junghainzehecken dienen der Anbindung der Amprion an die Masten. Demnach muss sich das Unternehmen an den Kosten des Straßenausbaus beteiligen.

Kommunale Bauleitplanung

In Hofheim-Wildsachsen handelt es sich bei der Leitung um einen Neubau. Konkurrierende Raumnutzungen wurden nicht berücksichtigt.

In Hofheim-Wildsachsen besteht ein unabgeschlossenes Normenkontrollverfahren zum B-Plan Nr.135, in dessen Geltungsbereich die Leitung liegt. Bevor dieses Verfahren nicht abgeschlossen ist, können keine weiteren Planungsverfahren wie das Verfahren zur Ultranetleitung zu dem Gebiet durchgeführt werden.

Veranlassung

Die Bedarfsplanberechtigung ist mangelhaft.

Der verbindliche Ausgangpunkt für die Leitung Osterrath in NRW bindet konkret welche Kraftwerke an? Und dienen diese Kraftwerke der Off-Shore-Gewinnung von Windenergie?

Die Legende zu Abb. 2.1-1 fehlt. Und was soll die gestrichelte Linie zwischen Ostherrat und Emden darstellen? Welche Verbindlichkeit hat die Eintragung „Transnet“?

„Zukünftig soll das geplante Vorhaben durch das …. Vorhaben ….“Korridor A (Nord)…. Nach Norden verlängert werden. Somit kann dann in Norddeutschland aus regenerativen Energiequellen erzeugter Strom direkt in die Bedarfsregion Süddeutschlands transportiert werden.“ (Amprion, S. 2-3)  In dieser Ausführung wird eine Absichtserklärung gegeben, die eine zu geringe Bindung hat. Darüber hinaus bestehen alternative Möglichkeiten für Strecken, den Strom aus dem Norden in den Süden zu transportieren, die deutlich weniger Risiken für die Gesundheit vieler Menschen beinhalten.

Erforderlichkeit

Die Erforderlichkeit des Vorhabens ist anzuzweifeln, kann doch der Strom vom Norden in den Süden über die Sued.Link-Trasse befördert werden, denn Querverbindungen dazu wären durchaus denkbar und möglich. Auch so können neue Stromtrassen größtenteils vermieden werden, und dies ohne  bestehende Freileitungen nutzen zu müssen, die durch dicht besiedelte Gebiete, wie das Rhein-Main-Gebiet und bei mir vor allem durch Hünfelden und Wildsachsen zu gehen.

Hinzu kommen die Darstellungen der Windenergieunternehmen, die immer wieder darauf hinweisen, dass sie ihre Überproduktion in Zukunft über Wasserstoffgas als Energieträger speichern werden und teilweise vom Stromnetz dadurch  unabhängig werden können.

Inhalte der erforderlichen Unterlagen

Der Amprion liegen nicht alle erforderlichen Unterlagen für den Untersuchungsrahmen vor. Ihr fehlen die notwendigen und lückenlosen  Genehmigungsunterlagen für ihre Leitung in Hofheim Wildsachsen. Darauf habe ich bereits in der Vergangenheit hingewiesen, was damit sowohl der Amprion als auch der Bundesnetzagentur bekannt war.

Hintergrund der gesetzlichen Regelungen

Amprion weist auf das Energiekonzept der Bundesregierung hin, dass von konventionellen Energien weitgehend zu regenerativer Energieerzeugung übergehen möchte. Auch ich bin für den zunehmenden Anteil regenerativer Energien. Durch Ultranet wird aber zunächst gerade die konventionelle Kohleenergie aus NRW an den Süden transportiert, ohne dass gewährleistet ist, dass die Leitung tatsächlich für den Transport von Windenergie benötigt werden wird, und  darüber hinaus tatsächlich der Abschnitt in den Norden gebaut werden wird.

Wenn ich mir die Chronologie der Neuregelung des Rechtsrahmens für den Netzausbau betrachte, kommen mir Zweifel an der Sorgfalt in seiner Erstellung auf:

· 11.03.2011 Reaktorunfall in Fukushima

· 26.07.2011 ENWG novelliert

· 28.07.2011 NABEG 

Und wie bekannt ist, haben die Stromkonzerne diese Gesetze selbst zu ihren Gunsten formuliert. Unter dem Schock von Fukushima, konnten durch die Strom-Lobbyisten  Gesetzte vorgeschlagen werden, die einseitig ihre Interessen wahren und die Interessen von Gesundheit, Stromkunden und Steuerzahlern nicht oder unzureichend berücksichtigen. Ergebnis ist eine erhebliche Beschleunigung der Genehmigungs- und Realisierungszeiten im Interesse von Großunternehmen, denn derzeit reicht das bestehende Stromnetz offensichtlich aus, um die Abnehmer auch im Süden mit Strom zu versorgen. Die zentrale Problematik stellt die temporäre Überschussproduktion von Strom dar. Eine Übereilung mit mangelhafter Planungen ist deshalb überflüssig.

Bauliche Details von dieser Ausbaumaßnahme 2008-2010 weisen darauf hin, dass zu diesem Zeitpunkt bereits die Ausbauabsicht zu Gleichstrom bestand, ohne dass dies bekannt gemacht worden wäre.

Technische Angaben zur Leitung

Amprion bezieht sich auf ihre eigene und internationale Untersuchungen zu den Gesamtverlusten des Übertragungssystems, ohne die eigenen Untersuchungsergebnisse zu veröffentlichen und ohne die angeführten internationalen Studien zu nennen. Das macht es unmöglich die Richtigkeit dieser Aussage zu überprüfen. Noch weniger möglich wird es dadurch zu einer nachvollziehbaren und überprüfbaren Kosten-Risiken-Nutzenabwägung zu finden. (Amprion, S.3-3)

Die vorhandenen Drehstromleitungen werden bereits für den Stromtransport von NRW nach Baden-Württemberg geführt. Ebenso sind große unterirdische  Gleichstromleitungen für den Transport von Energie aus dem Norden in den Süden vorgesehen, insofern ist die Aussage „Der Transport einer vergleichbaren Strommenge in Drehstromtechnik würde einen deutlich größeren Netzumbau bzw. –Ausbau erfordern.“  (S. 3-3)nicht nachvollziehbar. 

Temporärer Drehstrombetrieb

Inwieweit es sich bei der VSC-HGÜ-Technik um eine nachweislich ausgereifte Technik handeln könne, weist Amprion nicht nachvollziehbar nach. Vielmehr wird betont, dass Erfahrungen zum Einsatz dieser Technik nicht vorliegen (S. 3-4). Noch weniger liegen Erfahrungen in der Hybridtechnik vor (S. 3-4), vor allem was Auswirkungen auf den menschlichen Organismus betrifft. Immer wiederbetont Amprion, dass es sich um ein Pilotprojekt handele und weist damit auf nichtkalkulierbare Risiken hin, auch was den technischen Betrieb betrifft. Wäre es nicht wesentlich sinnvoller ein kleineres Pilotprojekt durchzuführen, um die notwendigen Erfahrungen zu machen? Pilotprojekte sollten:

· Zeitlich  und örtlich begrenzt sein,

· Jeder Zeit abgebrochen werden können

· Von Beginn an und laufend objektiv ausgewertet werden

Zu diesen Aspekten finden sich keine Angaben in der Unterlage.

In einem gebührenden Abstand von menschlichen Siedlungen? Wer konkret wird die Verantwortung für die Gesundheit der rund 750.000 Menschen übernehmen, die innerhalb von 400m an der Leitung wohnen?

Es ist nicht nachvollziehbar inwieweit sich die Kosten für die Netznutzer verringern sollten (S.3-5), indem eine aufwendige Drehstromleitung zwar vorhanden, aber nur in Ausnahmefällen (Ausfall des Gleichstroms) betrieben werden soll, zumal diese angeblichen Sicherheitsvorkommen für die anderen erdverkabelten Gleichstromleitungen nicht vorgesehen sind. 

Die Aussage „Zusammenfassend ist, festzuhalten, dass durch eine Umschaltoption die Gesamtverfügbarkeit der dringend benötigten Übertragungskapazitäten gesteigert wird.“ (S.3-5)ist falsch:

1. Der solide Nachweis für die dringend benötigte Übertragungskapazität fehlt (siehe auch Bericht der deutschen Übertragungsnetzbetreiber zur Leistungsbilanz 2014, S. 15ff ) und meine Ausführungen zur Bedarfsermittlung

2. Über die Umschaltoption wird entweder Gleich-oder Drehstrom transportiert. Demnach kann sich die Gesamtkapazität nur auf die maximale Kapazität der ein oder anderen Variante beziehen. 

3. Die Umschaltoption gefährdet die sichere Versorgung, denn über sie kann es zu Totalausfällen und gar Kraftwerkabschaltungen kommen, so Amprion (S.3-4 ff). Schon allein deshalb darf es nicht zu einer Bundesfachplanung kommen und die Bundesnetzagentur ist nicht zuständig. Denn das Verfahren ist insofern keines nach NABEG, sondern eines nach EnWG mit der Zuständigkeit im Regierungspräsidium Darmstadt.

4. Amprion kann keinen Nachweis dazu liefern, ob der Betrieb von Dreh- und Gleichstromkreisen auf einem Gestänge verträglich ist.
Maste und Mastgründungen

„Eine detaillierte Festlegung von Mastform, -art und –höhe ist auf Grund der vorgenannten Abhängigkeiten … noch nichtmöglich“. (S.3-12)

Mit dieser Aussage weist Amprion darauf hin, dass sie keine nachvollziehbaren Aussagen über den Erhalt der Bestandsmasten treffen könne. Weiterhin führt Amprion aber aus, dass es in einem ihr noch unbekannten Umfang der Neubau von Masten mit ihrer Gründung erforderlich sein wird (S. 3-12). Damit verschweigt  Amprion ihr bekannte Tatsachen zur Notwendigkeit eines erheblichen Umbaus an Masten, Fundamenten, Höhen und Form.

Insofern verbirgt Amprion mit ihrem Bezug auf das derzeitige Planungsstadium ihr bekannte Tatsachen im Raum Hofheim-Wildsachsen, die einer erheblichen Veränderung, wenn nicht einem Neubau einer Vielzahl von Masten mit allen bekannten und unbekannten Begleiterscheinungen entspricht. Dem zufolge wurden die Auswirkungen auf Natur- und Umwelt in diesem Bereich falsch bewertet und führt über diese fehlerhafte Darstellung zu fehlerhaften Abwägungen. Auch die Kostenschätzung (S. 3-20) wird dadurch fehlerhaft. Vergleichbare Fehler bestehen auch auf anderen Teilstrecken der Trasse, womit es an unterschiedlichen Stellen zu nicht in die Kalkulation einbezogenen Kosten kommt, damit das Ziel „kostengünstigste Variante“ nicht mehr in dem dargestellten Umfang erreicht wird. 

Wenn schon im Bereich Wildsachsen umfangreiche Umbauten bzw. ein Neubau an der Leitung notwendig sein sollten, ist es im Zuge dessen eine klein- oder großräumige Umschwenkung der Leitung um Wildsachsen angebracht. Die Schnelligkeit der Umsetzung auf der Trasse (S. 3-20) wird hierdurch erheblich gemindert, stehen doch zeitintensive Genehmigungsverfahren für Teilabschnitte an, die umschwenkt und/ oder gebündelt werden müssen.

Vorgezogener Alternativvergleich

Siehe vor allem meine  anderen Einwände, die hier von Relevanz sind.

· Gesundheit

· Alternative Korridore

Verstöße gegen Planungsgrundsätze in Wildsachsen (S. 4-5ff):

1. Es wird in Wildsachsen gegen den allgemeinen Planungsgrundsatz „Keine Querung von Siedlungsräumen“ (§ 50 BlmSchG) verstoßen.

2. Es wird gegen den vorhabenbezogenen Planungsgrundsatz verstoßen, bestehende Freileitungen mit 380kV zu nutzen, denn die Leitung in Wildsachsen wurde widerrechtlich erstellt und ist danach keine Bestandsleitung. Sie müsste noch genehmigt werden, was sie dann als Neubau deklarieren wird.

3. Es wird gegen den vorhabenbezogenen Planungsgrundsatz verstoßen, indem in Wildsachsen erhebliche Anpassungen über das dargestellte Maß hinaus notwendig sein werden (siehe auch meine Einwände im Kontext mit der DB-Leitung).

4. Die Umbauten in Wildsachsen können bei weitem nicht als punktuell bezeichnet werden, sondern werden im Bereich des Ortes eine Vielzahl von Masten betreffen, die Amprion nicht angeführt hat (siehe auch meine Einwände im Kontext mit der DB-Leitung).

5. Die bestehende Trasse für Ersatzneubauten zu nutzen, ist dann nicht mehr nachvollziehbar wenn die Kosten hierfür anfallen und gleichzeitig diese Neubauten wie in Wildsachsen näher als 400 m an Gebäuden liegen, die mehr als vorübergehend genutzt werden.

6. Mögliche Bündelungspotentiale werden nicht ausgeschöpft (SÜWAG westlich von Wildsachsen und SÜWAG und DB in den Junghainzehecken)

7. Ein möglichst kurzer gestreckter Verlauf kann nur unter den Bedingungen auch des Schutzes menschlicher Gesundheit angestrebt werden.

8. Die Grundlagen für die summerischen Auswirkungsprognosen wurden mangelhaft und falsch ermittelt, was zu einem falschen Gesamtergebnis führte.

9. Amprion weist selbst darauf hin, dass in die Auswirkungsprognose für Alternativen nur Beeinträchtigungen von Natur- und Landschaft und Kostenaspekte eingingen, der Aspekte Schutz von menschlicher Gesundheit und von privatem Eigentum aber keine Erwähnung finden (S. 4-7).

10. Die Festlegung der Korridore in voller Länge zu 1a, 1b, 2a und 2b ist nicht zweckmäßig(siehe Abb. 4.2-5, S. 4-13). Im südlichen Bereich der Trassen bestehen verschiedene Planungsschwierigkeiten für alle viert Trassenvarianten, die expliziter untersucht und dargestellt werden müssen, und zwar losgelöst von dem weiteren Trassenverlauf.

11. Der Ort  (Abb. 4.2-5, S. 4-13) wird im nicht namentlich erwähnt und ist nicht auf der Karte eingetragen.

12. Vielmehr bezeichnet Amprion den Verlauf der Trasse als von „Die Alternative 2a trifft bei Bürstadt auf die Alternative 1a. Die Alternative 2b trennt sich bei Abenheim von der Alternative 2a und verläuft ab Hofheim … bis Bürstadt (S. 4-14). Hofheim ist ganz offensichtlich die falsche Ortsbezeichnung, während die richtige Ortsbezeichnung gänzlich fehlt. Sie ist weder dem Text, noch der Abb.4.2-5 zu entnehmen.

13. Bei der Betrachtung der Raumwiderständen aus Tabelle 4.3—2 fällt im Vergleich der Alternativen 1b und 2b auf:

	
	Betroffenheit
	RWK
	1b
	2b
	Differenz

	1.
	Siedlungsräume bzw. sensible Nutzung
	I
	1757
	880
	877

	
	Siedlungsräume bzw. sensible Nutzung
	II
	363
	226
	137

	2.
	Überspannung
	I
	1054
	456
	598

	3.
	Natur- und Wasserschutz
	I
	
	
	

	
	Vogelschutz
	I
	786
	784
	2

	
	FFH
	I
	600
	605
	-5

	
	Naturschutzgebiete
	I
	201
	238
	-37

	
	Wasserschutz
	I
	11
	1
	-10

	
	Landschaftsschutz
	I
	5
	34
	-29

	
	Stillgewässer
	I
	66
	34
	32

	
	Landschaftsschutz
	II
	459
	6288
	5829

	
	Naturparke
	II
	9022
	2516
	6506

	
	Wasserschutz Zone II
	II
	708
	231
	477

	4.
	Avifaunistisch Europäischer Vogelschutz
	I
	786
	784
	2

	
	Avifaunistisch Important Bird Areas
	II
	597
	1114
	-517

	5.
	Waldflächen
	II
	3179
	3599
	-420

	6.
	Flächen mit vorrangiger Nutzung
	I
	226
	322
	96

	7.
	Flächen vorrangiger Nutzung
	I
	2076
	1952
	124

	
	Flächen vorrangiger Nutzung
	II
	12984
	10321
	2663

	
	Gesamt
	
	34880
	30385
	4495

	
	
	
	
	
	


Der Raumwiederstand ist auf Trasse  2b um 4.495 Punkte niedriger. Dies spricht für eine Nutzung der Trasse 2b und nicht der Nutzung 1b.

Ungenügend berücksichtigt wurden die proportional hohen RWK von Siedlungsräumen bzw. sensible Nutzung, Wasserschutzthemen und Naturparken.

	Betroffenheit
	RWK
	1b
	2b
	Differenz

	Siedlungsräume bzw. sensible Nutzung
	I
	1757
	880
	877

	Überspannung
	I
	1054
	456
	598

	Natur- und Wasserschutz
	I
	
	
	

	Vogelschutz
	I
	786
	784
	2

	FFH
	I
	600
	605
	-5

	Naturschutzgebiete
	I
	201
	238
	-37

	Wasserschutz
	I
	11
	1
	-10

	Landschaftsschutz
	I
	5
	34
	-29

	Stillgewässer
	I
	66
	34
	32

	Avifaunistisch Europäischer Vogelschutz
	I
	786
	784
	

	Flächen mit vorrangiger Nutzung
	I
	226
	322
	96

	Flächen vorrangiger Nutzung
	I
	2076
	1952
	124

	Gesamt
	
	7568
	6090
	1478

	
	
	
	
	


Der Raumwiderstand aus der schwerer zu gewichtenden RWK I ist auf der Trasse 2b um 1.478 Punkte und damit um rund 20% geringer als auf der Trasse 1b. Hier ist auf die besonders hohe Differenz zwischen den Werten zu den Siedlungsräumen hinzuweisen: Der RWK I ist hier im Korridor 1b rund doppelt so hoch, wie im Korridor 2b. In fast allen Kategorien ist der schwer zu gewichtende RWK auf 1b höher als auf 2b. Proportional hoch fällt er in folgenden Kategorien aus.

	RWK I
	1b
	2b 
	Differenz
	Faktor zwischen 1b  und 2b gerundet

	Siedlungsräume bzw. sensible Nutzung
	1757
	880*
	877
	2

	Überspannung
	1054
	456
	598
	

	Natur- und Wasserschutz
	
	
	
	

	Wasserschutz
	11
	1
	-10
	

	Stillgewässer
	66
	34
	32
	


*Es ist nicht plausibel,  dass diese RWK I und II für 2b so hoch sein sollen, denn wenn die Trasse  2b neu errichtet würde, müssten die Leitungen doch mindestens 400 m von Siedlungsflächen entfernt sein. Demnach läge dann der RWK annähernd bei Null.

	Betroffenheit
	RWK
	1b
	2b
	Differenz

	Siedlungsräume bzw. sensible Nutzung
	II
	363
	226*
	137

	Landschaftsschutz
	II
	459
	6288
	5829

	Naturparke
	II
	9022
	2516
	6506

	Wasserschutz Zone II
	II
	708
	231
	477

	Avifaunistisch Important Bird Areas
	II
	597
	1114
	-517

	Waldflächen
	II
	3179
	3599
	-420

	Flächen vorrangiger Nutzung
	II
	12984
	10321
	2663

	Gesamt
	
	27510
	24295
	3215

	
	
	
	
	=12% von 27510


14. Das Planungsziel Nutzung bestehender Freileitungen durch Umbau/Ertüchtigung als Priorität zu setzen, ist insofern nicht zwingend über andere Vorgaben zu setzen, die der Gesetzgeber verfügt hat. Auf der Strecke 1b können nur 33 % der vorhandenen Bestandsleitung genutzt werden (wovon der eingerechnete „Bestand“ ohne öffentl.-rechtl. Genehmigung noch heraus gerechnet werden muss). D.h. 67 % des Abschnitts müssen neu errichtet werden.  Damit handelt es sich insgesamt um erhebliche bauliche Veränderungen an dem Streckenabschnitt1b im überwiegenden Verlauf. (54 %  müssen punktuelle Ersatzneubauten erhalten und für 13 % werden Ersatzneubauten in der bestehenden Trasse benötigt, siehe auch S. 4-24). Für die Strecke 2b geht Amprion von Neubauten im Umfang von 97 % aus. 

Die Differenz an neu zu bauenden Masteinrichtungen läge demnach bei 30 %. Für diese 30 % sollen die fast durchgängigen höheren RWK auf der Strecke 1b keine entscheidende Relevanz erhalten.

15. In Hofheim besteht offensichtlich nicht die Absicht, die Ultranetleitung mit anderen Leitungen (DB und SÜWAG, SÜWAG) auf einem Maststrang zu bündeln. Schon aus diesem Grund ist die Aussage von Amprion „… Bündelung mit der bestehenden Infrastruktur lässt sich auf 1aund 1b über die gesamte Strecke verwirklichen“ (S. 4-24) falsch. An dieser Stelle fehlt der Hinweis auf den Nachweis und die Überprüfbarkeit dieser Aussage, weshalb ich von noch weiteren konkreten Fehlern zu den Bündelungswerten aller Alternativen ausgehe.

16. Auswirkung auf Privateigentum wird es auf allen Alternativen geben, während die einen Privateigentümer entlastet würden, würden andere belastet. Bei einer fast gleichen Streckenlänge führt dieses Kriterium annähernd zu einem Nullsummenergebnis. Man kann nicht davon ausgehen, das bestehend Betroffene weniger unter der Leitung leiden als neue Betroffene. Hier muss geprüft werden, ob gegen den Gleichheitsgrundsatz verstoßen wird. Die Betroffenen Eigentümer mit  Grunddienstbarkeiten gingen nie nicht davon aus, dass sich die damaligen Anlagen ohne erkennbares Ende immer weiter ausdehnen und zudem in ihrer Funktionsweise ändern würden. Übrigens bestehen nicht für alle Leitungsabschnitte in Hofheim Grunddienstbarkeiten für die alle Leitungsabschnitt und Masten.

17. Werden alle oben angeführten Aspekte beachtet fällt die Alternative 2b nicht mehr deutlich aus. Grundsätzlich könnten die Planungsziele auch hier umgesetzt werden.

Schutzgut Landschaft

Das Landschaftsbild in Eppstein und Hofheim wird von drei Trassen gestört, Amprion, Süwag und Süwag/DB. Seit Jahrzehnten und auch jetzt wurde und wird versäumt, alle Leitungen zu bündeln, damit nicht links und rechts des Dorfes Wildsachsen Hochspannungsleitungen verlaufen. Erst wenn alle Möglichkeiten ausgeschöpft sind, Beeinträchtigungen zu vermeiden, können und sollen Zahlungen eines Ersatzgeldes nach Hessischer  Kompensationsverordnung erforderlich werden. 

Schutzgut Mensch

Der Grad der Störung wird mit der Methode „Hilfsweise wird ein Betrachtungsraum von 400 m beidseitig der Leitungen angenommen“ (u.a. S. 5-45) nicht richtig erfasst. Denn bei der Bestandsleitung, die innerhalb von 400 m an dichtbesiedelten Orten vorbeiführt, ist die oben angeführte Methode nicht durchgeführt werden. Betroffen hiervon sind u.a. die Kommunen Hünfelden, Idstein, Niedernhausen, Eppstein und Hofheim, deren besondere Exposition – mehr als vorübergehender Aufenthalt und näher als 400 m – keine würdigende Berücksichtigung findet. 

Die Behauptung von Amprion, dass  mit einer Abstand zur Leitungsachse von min. 400 m ein „konservativer und vorsorgender Ansatz… gewählt“ worden sei (S. 5-46) ist falsch und irre führend. Geschätzte 750.000 Menschen leben innerhalb eines Abstandes von 400 m. Für sie gilt dieser vorsorgliche Ansatz nicht, was gegen den Gleichheitsgrundsatz verstößt, denn für sie gilt der vorsorgende Ansatz demnach nicht.

Beschreibung und Bewertung des Trassenkorridors

Amprion stellt fest „Da aufgrund der nahezu vollständigen Belegung des Trassenkorridors mit Konfliktbereichen eine Beschreibung aller Konfliktbereiche nicht einführend erscheint, wird … der Fokus auf die Konfliktbereiche gerichtet, welche auf einem sehr hohen Konfliktrisiko beruhen und die den Trassenkorridor um mindestens 50 % verlegen. … besondere „Hotspots“ darstellen“. (S. 5-179)

Hier fehlt das Konfliktkriterium „mangelnde öffentlich-rechtliche Absicherung“ der bestehenden Leitung.

Es kann nicht nachvollzogen werden, weshalb es insbesondere in Hofheim-Wildsachsen nicht zu einer Verschiebung des Trassenkorridors kam (Vergleich zu Eppstein –Bremthal, Hünstetten-Wallrabenstein), da Amprion vorher feststellte, dass im Raum Wildsachsen teilweise und komplette Verlegungen wegen erheblicher voraussichtlicher Umweltauswirkungen mit erhöhter Bedeutung bestehen. Ähnliches gilt für die anderen Ortsteile Hofheims und für die Gemeinden Niedernhausen und Idstein. Diese Entscheidung kann nicht auf den Mangel eines „konkreten Trassenkorridors“ (S. 5-202) zurückgeführt werden, denn wenn die Bestandsleitung als Anhaltspunkt gilt, ist der konkrete Korridor Amprion hinlänglich bekannt.

Die Tabelle 5.4-2 ist, weil zu klein gedruckt, nicht les- und erfassbar.

Spezifika des Abschnitts D

Der Abschnitt D ist falsch gewählt. Ein Abschnitt, der sinnvoll wäre und die örtlichen Bedingungen angemessen darstellen könnte, läge zwischen Idstein und Hattersheim, Kriftel. Nördlich dieser Gemeinden ist die Siedlungsdichte sehr viel geringer, in dem Bereich zwischen Idstein, Niedernhausen, Hofheim und Kriftel ist die Siedlungsdichte in der unmittelbaren Nähe der Leitungen sehr hoch. Hier ist auch der Anteil wertvoller Flächen der Natur als Lebensraum für wertvolle Arten sehr hoch (Wald, Streuobstwiesen, etc.). Hier kann nicht, wie Amprion es macht, die Rede sein von „Durch das nur vereinzelte Auftreten, die Kleinflächigkeit der zu erwartenden Umweltauswirkungen … können voraussichtliche erhebliche Umweltauswirkungen ausgeschlossen werden.“ (S. 5-210).Vielmehr kommt es in dem oben angeführten Bereich, der wahrlich nicht als kleinflächig bezeichnet werden kann, zu erheblichen Umweltauswirkungen. Daran ändert auch nichts die „Tatsache, dass im Rahmen des nachfolgenden Planfeststellungsverfahrens ausreichend Möglichkeiten gegeben“ seien „die Betroffenheit sensibler Bereiche zu vermeiden“, denn ist der Korridor festgelegt, wird es keine Möglichkeiten für Umschwenkungen mehr geben, die diese Bereiche umgehen. 

Indem dünnbesiedelte Flächen etwa nordwestlich von Limburg in die Bewertung Abschnitt D einbezogen wurden, entsteht ein verzerrtes proportionales Bild zu den Auswirkungen der Leitung im oben angeführten Abschnitt (Idstein-Kriftel).

Ebenfalls nicht nachvollziehbar bleibt, weshalb die Alternativen 1b und 1a nicht als gesonderte Abschnitte behandelt wurden.

In Wildsachsen wird nicht dem Bündelungsgebot mit DB/SÜWAG gefolgt. Wäre dies der Fall, müsste der ganze Abschnitt mit neuen Masten bebaut werden, die diese Bündelung aufnehmen könnten. Damit läge ein Neubau vor, der mindestens 400 m von der Wohn- und Freizeitbebauung entfernt liegen oder erdverkabelt werden muss. Insofern kann dieser Abschnitt mit Nichten als Nutzung der Bestandsleitung betrachtet werden. (S. 6-44)

Dem Grundsatz der Raumordnung wird nicht bestens entsprochen, denn es laufen im Bereich Wildsachsen noch mehr Hochspannungsleitungen in die gleiche Richtung, die gar nicht in eine Abwägung zur Bündelung einbezogen wurden, aber weiter entfernt von der Bebauung sind. Eine Verlagerung auf die Trasse der Masten der SÜWAG Richtung Autobahn würde die Zerschneidung zusammenhängender Freiräume deutlich verringern, wurde jedoch nicht aufgegriffen. (S. 6-44) Mit diesem Mittel könnte der Freiraumverlust und Trennwirkungen im Bereich Wildsachsen deutlich verringert werden (Grundsatz des Reg.FNP 4.1-2) und das Landschaftsbild geschont werden (Grundsatz des Reg.FNP 4.2-2.). Das hieße, dass mit einer Umschwenkung mit Einbeziehen der Süwag-Leitung den Zielen des Reg.FNPs weitaus besser gedient wäre. Amprion argumentiert damit, dass eine Neubau einen weitaus höheren Eingriff in Natur- und Landschaft bedingen würde, vergisst dabei aber darzustellen, wie viele neue Masten und Fundamente im Bereich Wildsachen für die „Bestandsleitung“ ohnehin werden gebaut werden müssen, da in diesem Zuge die DB/SÜWAG-leitung mit auf den neuen Masten der Trasse gebündelt werden müssten, wie es der Gesetzgeber verlangt (siehe auch fehlende Planfeststellung der DB-Leitung). Amprion hat die positiven Effekte der Renaturierung des teils sensiblen Raums unter der bestehenden Leitung bei Entfernung von Masten nicht einbezogen.

„Eine Freileitung kann … durch die Trennwirkung … führen.“ (S. 6-45) Mit diesem Konjunktiv beschreibt Amprion eine gedachte aber nicht von ihr nachgewiesene Möglichkeit. Aus diesem Grund müssen alle Schlüsse, die hieraus gezogen werden gestrichen werden, ein Vergleich zu Gunsten der bestehenden Masten/Trasse darf deshalb nicht stattfinden. Zumal die bestehende Trasse faktische Trennwirkungen verursacht.

Sicher? (S. 6-45) Bereits jetzt kommt die Amprion ihrer Sicherheitspflicht nicht nach. Z.B.: Unter der Leitung lagern große Stapel Kaminholzes in den Junghainzehecken und den Einbrüchen und Unterspülungen der Bergwerksschächte  in den Junghainzehecken wird nicht nachgegangen. 

Es besteht kein Grund für „schnell“ (S.6-45), denn die Off-Shore-Anlagen werden (noch) nicht angebunden und ihr Strom könnte alternativ durch eine der erdverkabelten Leitungen in den Süden geführt werden.

Bei der Abwägung kann die neue Beeinträchtigung landwirtschaftlicher Flächen nicht mit der Beeinträchtigung von Waldflächen gleichgesetzt werden, denn Landwirtschaft ist durchaus unter den Masten möglich, Forstwirtschaft jedoch weder unter, noch neben den Masten. Insofern ist der Flächenverbrauch bei Landwirtschaft weitgehend auf die Fundamente beschränkt, der im Forst aber deutlich umfangreicher. Ein entsprechender Vergleich verschiedener Alternativen wurde von Amprion nicht (nachvollziehbar) dargestellt. Würden neue Masten auf Ackerland erstellt werden, könnten bestehende Masten im Wald entfernt werden. Eine Zurückführung etwaiger Flächen fände statt.

Aus den oben angeführten Gründen ist die Folgerung der Abwägung (S. 6-47) falsch. Vielmehr muss das Mindestabstandsgebot eingehalten werden, auch wenn dies kostenträchtiger und zeitaufwendiger sein sollte.

Das geplante Vorhaben ist im Bereich Wildsachsen ein Neubau: 1. Weil der bestehenden Leitung die notwendige öffentlich-rechtliche Genehmigung fehlt und 2.weil  es durch eine Bündelung mit der DB/SÜWAG-Leitung zu einem kompletten Neubau von Masten kommen würde, die weitaus größer (Fundamente, Höhen, Gestänge, Umfang) werden müssten. Darüber hinaus hat der kommunale Planungsträger Hofheim den vorhanden Leitungsbestand verkannt und es besteht ein laufendes Normenkontrollverfahren gegen den B-Plan Nr. 135 um diesen Punkt, dessen Ergebnis die Bundesfachplanung gemäß §8 NABEG für den Abschnitt Weissenthurm-Riedstadt abwarten muss. Dieser Umstand ist sowohl Amprion als auch der Bundesnetzagentur bekannt und wurde soweit nicht berücksichtigt.

Die Auflistung von Amprion für identifizierte Sonderfälle ist unvollständig, denn Wildsachsen wird nicht benannt (s. 7-3ff).
Der Ansatz für die Flächenneuinanspruchnahme (S. 7-19 ff)  ist falsch. Der Erhalt der Bestandsleitung wird weiteren Flächenverbrauch und Kosten verursachen, die nicht aufgeführt wurden, z.B.:

1. Zersiedelung, da nicht direkt neue Bebauung an die Ortsgrenzen angeschlossen werden kann, die von der HGÜ-Leitung geschnitten wird.

2. Davon werden sehr viele Grundstückseigentümer betroffen sein.

3. Es wird zu einem gesteigerten indirekten Verbrauch von Landschaft für die Erschließungsanbindung kommen, die den Schutzstreifen durchqueren müssen, so auch in Wildsachsen.

4. Das führt zu längeren Straßen, Wegen, Kabeln und Leitungen, sprich zu erhöhten Erschließungskosten, die von Amprion mitgetragen werden müssen, so auch in Wildsachsen

Wie hoch ist die Zahl der Neubauten von Masten im Bereich Wildsachsen (vergl.S.7-20)? Amprion argumentiert mit dem Rückbau von Masten, um neue Flächenansprüche zu rechtfertigen, analog lässt Amprion diese Abwägung beim Thema Umschwenkungen vermissen.

In Wildsachsen wurde das Thema Bergbau (S. 7-36 ff) nicht hinlänglich aufgenommen und geprüft. Im Bereich der bestehenden Masten befinden sich alte Bergbaustollen, deren Verlauf nicht bekannt ist. Einbrüche fanden bereits statt (ein Pferdefuhrwerk und kürzlich auf einem Grundstück im Schutzstreifen der Leitung). Die bestehenden Masten wurden ohne Prüfung der Schächte und Stollen gebaut. Starke Unterspülungen können die Fundamente und die Standfestigkeit der Masten angreifen. Demnach stehen die Masten nicht sicher. Erschwerend kommt hinzu, dass diese Masten in einem besiedelten Gebiet stehen. Ich weise darauf hin, dass in Kenntnisnahme dieses Sachbestandes Amprion und alle beteiligten Ämter und Behörden ihre Vorsorgepflicht verletzen. Bisher hat keine Prüfung der Stollen stattgefunden. Die Stollen waren bereits vor der Leitung vorhanden, ihr Bestand wurde nachweislich nicht bei den ursprünglich Erstbauten von Masten berücksichtigt, weshalb alle bestehenden Masten, auch schon aus diesem Grund nie hätte gebaut oder gar genehmigt werden dürfen.

Amprion argumentiert damit, dass die Siedlung an die Masten herangerückt sei (S. 10-4) und pocht damit auf ein älteres Recht. Damit geht Amprion in Wildsachsen fehl. Die Siedlungsflächen sind an die bestehenden Schutzabstände herangerückt. Den Eigentümern dieser Grundstücke wurde jedoch zu keinem Zeitpunkt mitgeteilt, dass ihr „Nachbar“ Amprion/RWE die Leitung erheblich ausbauen wird. Wenn hier  von Heranrücken die Rede ist, kann dies nur umgekehrt Geltung haben, denn es ist die Starkstromleitung, die mit ihren Auswirkungen immer mehr an bestehende Bebauung heranrückt. An dieser Stelle (S. 10-4) kann ich nur wiederholt betonen, dass die Leitungen in Wildsachsen bis 2016 als 220-kV-Leitungen im Bebauungsplan Nr. 4 geführt wurden, was ihren Bestand klassifiziert und das mit Kenntnis der RWE. Eine Erweiterung auf 380 kV ist erheblich und es hätte eine Planfeststellung hierfür durchgeführt werden müssen, was nicht der Fall war.

Raumverträglichkeit

Amprion hat versäumt mögliche Bündelungen mit SÜWAG und SÜWAG/DB in Wildsachsen zu erwägen oder darzustellen, insofern ist die die Darstellung, dass es zu einer umfassenden Bündelung gekommen sei (mindestens in diesem Bereich) falsch (S. 10-5),  denn möglicherweise wurde gebündelt, sicher aber nicht umfassend.
Da in Wildsachen die Leitungen nicht gebündelt wurden,  kommt es zu einer weiteren Zerschneidung der Landschaft und des Siedlungsraums und §2 Abs 2 Nr. 2, indem, wie auf anderer Stelle hingewiesen wird, eine neue Leitung gebaut werden wird (öffentlich-rechtlich genehmigt und neue Masten im Bereich Wildsachsen in hoher Zahl mit erheblicher Veränderung).
Würde in Wildsachsen konsequent gebündelt käme es zu einer Rückführung von Flächen für:

· Natur

· Forstwirtschaft

· Landwirtschaft

· Siedlung

Es besteht in Wildsachsen kein „Schutz vor weiterem Freiraumverlust“, wie Amprion behauptet (S. 10-4) was demnach dem Grundsatz 4.1-2 und der Reg FNP widerspricht. Der Freiraumverlust wird auf dem Bau neuer und höherer Masten in der Trasse beruhen. Z.B wird eine deutlich höhere Fläche für Fundamente erforderlich sein und zum Schutz der höheren Leitungen können keine hohen Bäume (Wald) unter und neben den Leitungen wachsen (Schutzstreifen wird größer). Mit dem Vorhaben werden vermeidbare Freiraumverluste weiter etabliert, es kommt zu einem erhöhten Flächenverbrauch, mögliche Bündelungen finden nicht statt und der Reg.FNP wird nicht „bestmöglich“ (S.10-6) berücksichtigt, wie Amprion behauptet.
„Im Einzelfall könnte auch das Ziel 4.3-2 Regionalplan Südhessen/Reg FNP einem Neubau des Vorhabens zur Einhaltung des Mindestabstandsgebots entgegenstehen“ (S. 10-6) Hier stellt Amprion eine ungeprüfte und unbelegte Behauptung auf, die aus der Abwägung entfernt werden muss. Die Leitung hat bereits trennende Wirkung. Demnach ist die Bestandsleitung mit einzelnen Zielen des Reg.FNP unvereinbar.

Amprion setzt fehlerhaft voraus, dass der Hessische Landtag über ein Zielabweichungsverfahren das Vorhaben vom LEP befreit (Mindestabstandsgebot) und nimmt damit eine noch offene Entscheidung voraus. Hiermit begründet Amprion ihre  Konformität in der Raumverträglichkeitsprüfung, die faktisch nicht vorliegt. Demnach muss Amprion auch für alternative Varianten die Raumverträglichkeitsprüfung vornehmen.
Da die off-Shore-Anlagen an Ultranet nicht angeschlossen sind, ist eine schnellstmögliche Umsetzung (S. 10-6) nicht erforderlich.

Das Vorhaben ist nicht sicher(S. 10-6), im Sinne des Schutzes von Gesundheit. Ebenfalls kann nicht von einer technischen Sicherheit ausgegangen werden, dass die Ultranetleitung ein weltweites Pilotprojekt darstellt und keinerlei Erfahrungen zur Funktionstüchtigkeit und unbeabsichtigten Wirkungen vorliegen. Ganz zu schwiegen von den gesundheitlichen Risiken, die durch die Leitung ausgehen.

Kostengünstig (S. 10-6) ist das Vorhaben auch nicht, wie ich an anderen Stellen erläutert habe.

Weshalb ein bestehender Eingriff in die Rechtsgüter Dritter einem erstmaligen Eingriff in die Rechtsmittel Dritter vorzuziehen sei, kann nicht nachvollzogen werden. Vielmehr verstößt dieser Ansatz gegen das Gleichheitsgebot.

Nochmals betont Amprion den Kostenaspekt (S. 10-6). In der Nähe der Leitungen leben etwa 750.000 Menschen als Versuchskaninchen mit den unkalkulierbaren gesundheitlichen Risiken, die durch die Leitung entstehen. Linksrheinisch könnte eine Leitung gebaut werden (und dort kann auch Bestand einbezogen werden), die zwar mehr kosten würde, aber den Sonderstatus ohne 400m Schutzstreifen nicht in Anspruch nehmen müsste. Die Mehrkosten für diese Trasse würden einmalig etwas unter 2 Euro pro Einwohner in Deutschland liegen, ein lächerlicher Preis verglichen mit dem Leid der Menschen, die schwer erkranken (z.B. Leukämie bei Kindern, Herzversagen, Alzheimer) mit ihren Angehörigen, dass kaum mit Geld kaum aufzuwiegen ist. Ganz zu schweigen von den Behandlungs- und Pflegekosten oder von Verdienstausfällen. Hier stimmt die Relation einfach nicht. Verschont die Menschen, die in der Nähe der Bestandsleitung leben und gebt mehr Geld aus.
Form

Die vorgelegten Unterlagen zum Ultranetvorhaben sind von normalen Bürgern weder im gegebenen Zeitraum noch in der gegebenen Form (Umfang, Komplexität, Darstellungsweise) zu erfassen. Eine Anstoßfunktion erfüllen sie nicht. Vielmehr schrecken sie interessierte Bürger ab. Der Umweltbericht verstößt gegen UVPG und erfüllt nicht seine Anforderungen. Die Bundesnetzagentur wird aufgefordert, dafür zu sorgen, dass  Amprion  vollständige, richtige und aussagekräftige Informationen zum Vorhaben vorlegt.
Einwände sollen 30.000 Zeichen nicht überschreiten. Das ist rechtswidrig.

Ich habe am ersten Tag der elektronischen Einsicht erst nach mehrfachend Versuchen nach 10.00  Uhr Zugang zur Offenlegung erhalten.

Zusammenfassend
Im Rahmen der Abwägungsentscheidung sehe ich unüberwindliche Hindernisse, die öffentliche und private Belange verletzen. 

Es verbleiben unüberwindliche erhebliche Umweltbelange.

Das überragende öffentliche Interesse an einer Leitung kann begründbar bezweifelt werden.

Wenn ein solches bestehen sollte, kann es über Alternativen bei Respekt mit dem Schutzgut Gesundheit verwirklicht werden. Diese Alternativen hat Amprion nicht oder mangelhaft in den Abwägungsprozess einbezogen.
Der Einsatz von Minderungsmaßnahmen wird die prognostizierten Umweltauswirkungen  nicht in einem Umfang reduzieren, der sie aus dem erheblichen Bereich in einen tolerierbaren Bereich bringen wird.
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